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VerordnungVerordnung
vom 3. April 2007

über elektronische Kommunikationsnetze und -über elektronische Kommunikationsnetze und -
dienste (VKND)dienste (VKND)

Aufgrund von Art. 6, 10 Abs. 1, Art. 11 Abs. 4, Art. 12, 13 Abs. 4, Art.
14 Abs. 4, Art. 16 Abs. 3, Art. 17 Abs. 1, Art. 18 Abs. 3, Art. 19 Abs. 4,
Art. 20 Abs. 3, Art. 25 Abs. 2, Art. 35 Abs. 3, Art. 36 Abs. 5, Art. 42 Abs. 2,
Art. 43 Abs. 4, Art. 44 Abs. 4, Art. 45 Abs. 2, Art. 49 Abs. 5, Art. 50 Abs. 6,
Art. 52 Abs. 4, Art. 53 Abs. 4 und Art. 76 des Gesetzes vom 17. März 2006
über die elektronische Kommunikation (Kommunikationsgesetz, KomG),
LGBl. 2006 Nr. 911, verordnet die Regierung:

I. Allgemeine BestimmungenI. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1

Gegenstand und Zweck

1) Diese Verordnung regelt die Rechte und Pflichten der Anbieter und
Nutzer elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste.

2) Sie dient der Umsetzung folgender EWR-Rechtsvorschriften:
a) Richtlinie 2002/77/EG der Kommission vom 16. September 2002 über

den Wettbewerb auf den Märkten für elektronische Kommunikations-
netze und -dienste ("Wettbewerbsrichtlinie"; EWR-Rechtssammlung:
Anh. XI - 5cg.01);
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b) Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. März 2002 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische
Kommunikationsnetze und -dienste ("Rahmenrichtlinie"; EWR-
Rechtssammlung: Anh. XI - 5cl.01);

c) Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommunikations-
netze und -dienste ("Genehmigungsrichtlinie"; EWR-Rechtssammlung:
Anh. XI - 5ck.01);

d) Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. März 2002 über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektro-
nischen Kommunikationsnetzen und -diensten ("Universaldienstricht-
linie"; EWR-Rechtssammlung: Anh. XI - 5cm.01);

e) Richtlinie 2002/19/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. März 2002 über den Zugang zu elektronischen Kommunikations-
netzen und zugehörigen Einrichtungen sowie deren Zusammenschal-
tung ("Zugangsrichtlinie"; EWR-Rechtssammlung: Anh. XI - 5cj.01);

f) Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den
Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation ("Daten-
schutzrichtlinie für elektronische Kommunikation"; EWR-Rechts-
sammlung: Anh. XI - 5ha.01);

in der jeweils gültigen Fassung.

3) Sie enthält zudem die notwendigen Bestimmungen zur Durchführung
der Verordnung (EG) Nr. 717/2007 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 27. Juni 2007 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen
in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 2002/21/EG ("Roa-
mingverordnung"; EWR-Rechtssammlung: Anh. XI - 5cu.01).2

Art. 2

Begriffe, Abkürzungen und Bezeichnungen

1) Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:
a) "ausschliessliche Rechte": das einem inländischen Unternehmen mittels

Rechts- oder Verwaltungsvorschriften vorbehaltene Recht auf Erbrin-
gung elektronischer Kommunikationsdienste oder Ausübung einer
Tätigkeit auf dem Gebiet der elektronischen Kommunikation in einem
bestimmten geografischen Raum;
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b) "besondere Rechte": die einer begrenzten Anzahl von inländischen
Unternehmen mittels Rechts- oder Verwaltungsvorschriften in einem
bestimmten Gebiet eingeräumten Rechte, wenn dabei:
1. die Zahl dieser Unternehmen auf zwei oder mehrere elektronische

Kommunikationsdienste anbietende oder eine Tätigkeit im Bereich
der elektronischen Kommunikation ausübende Unternehmen
begrenzt wird, ohne sich dabei an objektive, angemessene und diskri-
minierungsfreie Kriterien zu halten; oder

2. Unternehmen nach anderen als diesen Kriterien rechtliche Vorteile
eingeräumt werden, durch die die Möglichkeiten anderer Unter-
nehmen, dieselben elektronischen Kommunikationsdienste zu
erbringen oder in demselben Gebiet unter wesentlich gleichen Bedin-
gungen dieselbe elektronische Kommunikationstätigkeit auszuüben,
erheblich beeinträchtigt werden;

c) "erweiterte digitale Fernsehgeräte": Set-top-Boxen zur Verbindung mit
Fernsehgeräten und integrierte digitale Fernsehgeräte zum Empfang
digitaler interaktiver Fernsehdienste;

d) "API (Schnittstelle für Anwendungsprogramme)": die Software-Schnitt-
stelle zwischen Anwendungen, die von Sendeanstalten oder Dienstean-
bietern zur Verfügung gestellt wird und den Anschlüssen in den erwei-
terten digitalen Fernsehgeräten für digitale Rundfunkdienste;

e) "Teilnetz": eine Teilkomponente des Teilnehmeranschlusses, die den
Netzabschlusspunkt am Standort des Teilnehmers mit einem Konzen-
trationspunkt oder einem festgelegten zwischengeschalteten Zugangs-
punkt des öffentlichen Telefonfestnetzes verbindet;

f) "vollständig entbündelter Zugang zum Teilnehmeranschluss": die Bereit-
stellung des Zugangs zum Teilnehmeranschluss oder zum Teilnetz des
gemeldeten Betreibers für einen Begünstigten in der Weise, dass die Nut-
zung des gesamten Frequenzspektrums der Doppelader-Metallleitung
ermöglicht wird;

g) "gemeinsamer Zugang zum Teilnehmeranschluss": die Bereitstellung des
Zugangs zum Teilnehmeranschluss oder zum Teilnetz des gemeldeten
Betreibers für einen Begünstigten in der Weise, dass die Nutzung des
nicht für sprachgebundene Dienste genutzten Frequenzspektrums der
Doppelader-Metallleitung ermöglicht wird; der Teilnehmeranschluss
wird vom gemeldeten Betreiber weiterhin für die Bereitstellung des
öffentlich zugänglichen Telefondienstes eingesetzt;
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h) "Einwilligung eines Nutzers/Teilnehmers": die Einwilligung der betrof-
fenen Person im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. m des Datenschutzgesetzes
(DSG);

i) "mitwirkungspflichtiger Anbieter": jeder Anbieter, in dessen Netz physi-
kalische Teilnehmeranschlüsse vorhanden sind;

k) "Mobilfunkzelle": der kleinste durch seine geografische Lage bestimm-
bare funktechnische Versorgungsbereich in einem Mobilfunknetz;

l) "Übernahmeschnittstelle": die Schnittstelle bei einem Anbieter, an die
die zu überwachende elektronische Kommunikation vom Anbieter an
die überwachende Stelle übermittelt wird, wobei die Übernahmeschnitt-
stelle als Wähl- oder als Festverbindung ausgestaltet sein kann;

m) "ETSI": European Telecommunications Standardisation Institute;
n) "IMEI-Nummer (International Mobile Equipment Identity)": die mit

der Endeinrichtung verbundene Geräteseriennummer;
o) "IMSI-Nummer (International Mobile Subscriber Identification)": die

zur internationalen Kennung des Teilnehmers dienende Nummer;
p) "RKV": Verordnung über die Aufgaben und Befugnisse der Regulie-

rungsbehörde im Bereich der elektronischen Kommunikation;
q) "SIM-Karte (Subscriber Indentity Module)": das zur Identifizierung und

Nutzung einer Endeinrichtung bestimmte Modul;
r) "VoIP-Dienste (Voice over Internet Protocol)": Sprachtelefoniedienste

auf der Basis von Internetstandards.

2) Unter den in dieser Verordnung verwendeten Personenbezeich-
nungen sind Angehörige des männlichen und weiblichen Geschlechts zu
verstehen.

II. Rechte und Pflichten der AnbieterII. Rechte und Pflichten der Anbieter

A. Allgemeine BestimmungenA. Allgemeine Bestimmungen

Art. 3

Mindestrechte der Anbieter

1) Anbieter von elektronischen Kommunikationsnetzen oder -diensten
haben in Übereinstimmung mit Art. 3 ff. der Genehmigungsrichtlinie ins-
besondere das Recht folgende Netze zu betreiben und Dienste anzubieten:
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a) Festnetze;
b) Funknetze, insbesondere:

1. Mobilfunknetze;
2. Funkrufnetze;
3. Richtfunknetze;
4. Betriebsfunknetze;

c) öffentlich zugängliche Telefondienste, einschliesslich Transitdienste;
d) öffentlich zugängliche Datendienste, einschliesslich Zugangsdienste;
e) öffentlich zugängliche Funkdienste und entsprechende Zusatzdienste,

insbesondere:
1. Mobilfunk- und Mobilfunkzusatzdienste;
2. Funkrufdienste;
3. Richtfunkdienste;
4. Betriebsfunk- und Betriebsfunkzusatzdienste;

f) öffentlich zugängliche VoIP-Dienste;
g) öffentlich zugängliche Satelliten- und Satellitenübertragungsdienste;
h) öffentlich zugängliche Verzeichnis- und Auskunftsdienste.

2) Das Recht nach Abs. 1 umfasst auch die Berechtigung zur Einrichtung
der entsprechenden Infrastruktur.

Art. 4

Meldepflicht

1) Die Aufnahme und Einstellung von Tätigkeiten im Zusammenhang
mit Netzen und Diensten nach Art. 3 unterliegen der Meldepflicht nach Art.
43 des Gesetzes. Dies gilt auch für eine allfällige Änderung meldepflichtiger
Angaben.

2) Die Aufnahme von Tätigkeiten im Zusammenhang mit Netzen und
Diensten nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a bis g ist bis zum Zeitpunkt des Eingangs
der Meldung bei der Regulierungsbehörde untersagt.

3) Die Regulierungsbehörde nimmt Meldungen nach Abs. 1, die ord-
nungsgemäss erstattet wurden, in das Melderegister nach Art. 18 RKV auf.
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Art. 5

Meldebestätigung

Jedem Anbieter, der die Meldepflicht ordnungsgemäss erfüllt hat, ist von
der Regulierungsbehörde auf Antrag eine Meldebestätigung auszustellen,
aus der Art und Umfang seiner meldepflichtigen Tätigkeiten hervorgehen.

Art. 6

Sicherheitsleistung

Für alle Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit der Ausübung mel-
depflichtiger Tätigkeiten, insbesondere zur Deckung von Verwaltungs- und
Nutzungsgebühren, kann die Regulierungsbehörde von Anbietern eine
angemessene Sicherheitsleistung verlangen.

Art. 7

Allgemeine Geschäftsbedingungen und Entgeltbestimmungen

1) Anbieter öffentlich zugänglicher Telefondienste haben Allgemeine
Geschäftsbedingungen und Entgeltbestimmungen zu erlassen. Allgemeine
Geschäftsbedingungen und Entgeltbestimmungen sind der Regulierungsbe-
hörde vor ihrer Anwendung anzuzeigen und in elektronischer Form zu ver-
öffentlichen.

2) Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Entgeltbe-
stimmungen sind vor ihrer Anwendung der Regulierungsbehörde anzu-
zeigen und in elektronischer Form zu veröffentlichen. Bei Änderungen,
die für den Teilnehmer nicht ausschliesslich begünstigend sind, gilt eine
Anzeige- und Veröffentlichungsfrist von zwei Monaten. Die Bestim-
mungen des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB) sowie des
Konsumentenschutzgesetzes (KSchG) bleiben unberührt.

3) Der wesentliche Inhalt der nicht ausschliesslich begünstigenden
Änderungen ist dem Teilnehmer mindestens einen Monat vor Inkrafttreten
der Änderung in geeigneter Form, etwa durch Aufdruck auf einer peri-
odisch erstellten Rechnung, mitzuteilen. Gleichzeitig ist der Teilnehmer
auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen hinzuweisen sowie
darauf, dass er berechtigt ist, den Vertrag bis zu diesem Zeitpunkt kostenlos
zu kündigen. Der Volltext der Änderungen ist dem Teilnehmer zu übermit-
teln.
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4) Allgemeine Geschäftsbedingungen für Verträge mit Endnutzern
haben zumindest zu enthalten:
a) Name oder Firma und Anschrift des Anbieters;
b) Dienstebeschreibung; dazu gehören zumindest die angebotenen Dienste,

die angebotene Qualität der Dienste, die Frist bis zum erstmaligen
Anschluss bzw. zur erstmaligen Freischaltung sowie die Arten der ange-
botenen Wartungsdienste;

c) Vertragslaufzeit, Bedingungen für eine Verlängerung und Beendigung der
Erbringung einzelner Dienste und des Vertragsverhältnisses;

d) etwaige Entschädigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung
der vertraglich vereinbarten Dienstequalität;

e) Hinweis auf die Möglichkeit der Einleitung eines Schlichtungsverfahrens
nach Art. 59 des Gesetzes sowie eine Kurzbeschreibung desselben;

f) Bestimmungen über die Intervalle der periodischen Rechnungslegung, die
drei Monate nicht überschreiten dürfen;

g) Informationen über das Bestehen der einheitlichen europäischen Notruf-
nummer 112;

h) Beschreibung des Dienstes für die Behandlung und Aufzeichnung von
Anfragen und Beschwerden.

5) Entgeltbestimmungen haben zumindest zu enthalten:
a) Einzelheiten über einmalige und wiederkehrende, feste und variable

Tarife und Preise, einschliesslich des Beginn- und Endzeitpunkts der
Tarifierung von Verbindungen sowie die Art der Tarifierung;

b) allfällige Rabatte und Sonderkonditionen;
c) die Angabe, wie vom Endnutzer Informationen über aktuelle Tarife,

Preise, Rabatte und Sonderkonditionen des Anbieters eingeholt werden
können.

6) Jeder Endnutzer hat gegenüber einem Anbieter öffentlich zugäng-
licher Telefondienste Anspruch auf einen schriftlichen Vertrag, welcher
zumindest die Angaben nach Abs. 4 und 5 zu enthalten hat.

7) Die Regulierungsbehörde kann einzelne Bestimmungen der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen und Entgeltbestimmungen jederzeit bean-
standen, wenn diese der Kommunikationsgesetzgebung, den §§ 864a und
879 ABGB oder den Art. 8 und 11 KSchG offenkundig widersprechen. Die
Zuständigkeiten zur Überprüfung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.3
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8) Anbieter öffentlich zugänglicher Telefondienste haben der Regulie-
rungsbehörde Allgemeine Geschäftsbedingungen und Entgeltbestim-
mungen sowie jede Änderung derselben in einer von der Regulierungsbe-
hörde vorgegebenen Form zu übermitteln.

9) Dieser Artikel gilt mit Ausnahme von Abs. 4 Bst. a bis e nicht für
Anbieter von Rundfunkdiensten.

Art. 8

Notrufnummern

1) Betreiber eines öffentlichen Telefonnetzes und Anbieter eines öffent-
lich zugänglichen Telefondienstes haben die Herstellung der Verbindung zu
folgenden Notrufnummern durchgehend zu gewährleisten:
a) einheitliche europäische Notrufnummer (112);
b) Polizeinotruf (117);
c) Feuerwehrnotruf (118);
d) Dargebotene Hand (143);
e) Sanitätsnotruf (144);
f) Toxikologisches Institut (145); und
g) Sorgentelefon für Jugendliche (147).

2) Betreiber öffentlicher Telefonnetze und Anbieter öffentlich zugängli-
cher Telefondienste haben für Endnutzer die kostenlose Verbindung zu den
Notrufnummern nach Abs. 1 zu gewährleisten und sicherzustellen, dass die
Herstellung der Verbindung möglich ist:
a) ohne Zahlungsmittel von öffentlichen Münz- oder Kartentelefonen;
b) ohne Wertguthaben von Mobiltelefonen;
c) von gesperrten Teilnehmer- und Mobilfunknetzanschlüssen.

3) Betreiber öffentlicher Telefonnetze und Anbieter öffentlich zugängli-
cher Telefondienste haben sicherzustellen, dass beim Notrufdienst die Ruf-
nummer des anrufenden Anschlusses zur Identifikation bereitsteht.

Art. 9

Katastrophenfälle

Betreiber öffentlicher Telefonnetze und Anbieter öffentlich zugängli-
cher Telefondienste sind verpflichtet:
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a) die notwendigen Vorkehrungen für Katastrophenfälle unter Beachtung
der von der Regierung oder anderen zuständigen Behörden erstellten
Vorgaben zu treffen;

b) die Anordnungen der Regierung oder anderer zuständiger Behörden in
Bezug auf die Einschränkung, Aussetzung, Unterbrechung, Ablenkung,
Umleitung oder Priorisierung der elektronischen Kommunikation zur
Wahrung des öffentlichen Interesses in Katastrophenfällen unverzüglich
umzusetzen.

Art. 10

Getrennte Rechnungslegung

Anbieter von elektronischen Kommunikationsnetzen oder -diensten,
die innerhalb des Gebietes des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
besondere oder ausschliessliche Rechte für die Erbringung von Diensten
in anderen Sektoren innehaben, und deren Jahresumsatz aus dem Anbieten
von elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten in Liechtenstein
mindestens 75 Millionen Franken beträgt, sind verpflichtet:
a) die Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Anbieten von Kommunika-

tionsnetzen oder -diensten strukturell auszugliedern; oder
b) über die Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Anbieten von Kom-

munikationsnetzen oder -diensten in jenem Umfang getrennt Buch zu
führen, der erforderlich wäre, wenn sie von rechtlich unabhängigen
Unternehmen ausgeübt würden. Dabei sind alle Kosten- und Erlös-
bestandteile dieser Tätigkeiten mit den entsprechenden Berechnungs-
grundlagen und detaillierten Zurechnungsmethoden, einschliesslich
einer detaillierten Aufschlüsselung des Anlagevermögens und der struk-
turbedingten Kosten, offen zu legen.

Art. 11

Interoperabilität

1) Betreiber öffentlicher Telefonnetze und Anbieter öffentlich zugängli-
cher Telefondienste haben:
a) die Interoperabilität zwischen den Teilnehmern aller öffentlichen Tele-

fonnetze herzustellen;
b) im Rahmen der technischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten die

Interoperabilität auch für Anrufe zu geografisch nicht gebundenen Ruf-
nummern aus anderen EWRA-Vertragsstaaten und der Schweiz sicher-
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zustellen, sofern der angerufene Teilnehmer nicht Anrufe aus
bestimmten geografischen Gebieten aus wirtschaftlichen Gründen ein-
geschränkt hat.

2) Anbieter digitaler interaktiver Fernsehdienste, die für die Übertra-
gung an die Öffentlichkeit im EWR oder der Schweiz vorgesehen sind,
haben unabhängig vom Übertragungsmodus eine offene API zu verwenden.

3) Hersteller erweiterter digitaler Fernsehgeräte, die für den Empfang
digitaler interaktiver Fernsehdienste auf interaktiven digitalen Fernsehplatt-
formen bestimmt sind, haben die Mindestanforderungen der einschlägigen
Normen und Spezifikationen einer offenen API zu erfüllen.

4) Unbeschadet der Pflichten nach Art. 26 des Gesetzes haben API-
Rechtsinhaber alle Informationen, die es den Anbietern von digitalen inter-
aktiven Fernsehdiensten ermöglichen, ihre API-unterstützten Dienste voll
funktionsfähig anzubieten, auf faire, angemessene und nichtdiskriminie-
rende Weise und gegen angemessene Vergütung zur Verfügung zu stellen.

Art. 12

Nummernportabilität

1) Betreiber von öffentlichen Telefonnetzen haben sicherzustellen, dass
Teilnehmern die Möglichkeit des Wechsels des Anbieters unter Beibehal-
tung der Rufnummer ohne Änderung der für den betreffenden Rufnum-
mernbereich spezifischen Nutzungsart eingeräumt wird.

2) Anbieter haben die Höhe der aus Anlass einer Nummernportierung
entstehenden gegenseitigen Entgeltansprüche kostenorientiert zu verein-
baren. Vom portierenden Teilnehmer darf für die Übertragung der
Nummer kein abschreckendes Entgelt verlangt werden.

3) Die Regulierungsbehörde kann einen Betreiber von öffentlichen Tele-
fonnetzen ganz oder teilweise von der Verpflichtung zur Nummernportie-
rung befreien, wenn dieser nachweist, dass er aufgrund seiner technischen
oder wirtschaftlichen Möglichkeiten, insbesondere im Hinblick auf die
erforderlichen Investitionen, hierzu nicht in der Lage ist.
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B. Bereitstellung elektronischer KommunikationsnetzeB. Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze

Art. 13

Grundsatz

Die Regulierungsbehörde kann, dem jeweiligen Stand der Technik ent-
sprechend sowie unter Bedachtnahme auf die relevanten internationalen
Vorschriften, Richtlinien über die Sicherheit des Netzbetriebes, die Auf-
rechterhaltung der Netzintegrität und die Interoperabilität von Diensten
veröffentlichen und Anbietern bei Bedarf entsprechende Massnahmen auf-
erlegen.

Art. 144

Aufgehoben

Art. 15

Kabelfernsehnetze

1) Ein Unternehmen, das ein Kabelfernsehnetz und sonstige öffentliche
elektronische Kommunikationsnetze im Rahmen derselben rechtlichen Ein-
heit betreibt, hat diese beiden Unternehmensbereiche über Anordnung der
Regulierungsbehörde rechtlich zu trennen, sofern es:
a) im Eigentum oder unter der Kontrolle des Staates steht oder besondere

Rechte geniesst; und
b) auf einen wesentlichen Teil des Gemeinsamen Marktes eine beherr-

schende Stellung bei der Bereitstellung öffentlicher elektronischer Kom-
munikationsnetze und öffentlich zugänglicher Telefondienste innehat;
und5

c) in demselben geografischen Raum ein Kabelfernsehnetz betreibt, das auf
der Grundlage besonderer oder ausschliesslicher Rechte errichtet wurde.

2) Die Regulierungsbehörde hat der EFTA-Überwachungsbehörde mit-
zuteilen, wenn sie der Ansicht ist, dass es bei der Bereitstellung von Orts-
netzinfrastrukturen und -diensten in Liechtenstein ausreichenden Wettbe-
werb gibt und daher die Verpflichtung nach Abs. 1 aufgehoben werden soll.
Der Mitteilung ist eine ausführliche Beschreibung der Marktstruktur bei-
zufügen. Die Informationen sind etwaigen betroffenen Dritten auf Anfrage
unter Berücksichtigung des legitimen Interesses der Unternehmen an der
Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse zur Verfügung zu stellen.

VKND 784.101.3

Fassung: 23.01.2009 11



Art. 15a6

Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen

Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, findet auf
das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen die Roamingverordnung
Anwendung.

C. Anbieten elektronischer KommunikationsdiensteC. Anbieten elektronischer Kommunikationsdienste

Art. 16

Dienstequalität

1) Die Regulierungsbehörde veröffentlicht Richtlinien über Art,
Umfang, Inhalt und Zeitrahmen der nach Art. 19 Abs. 1 Bst. a des Gesetzes
bereitzustellenden Informationen.

2) Die Regulierungsbehörde ist berechtigt, Überprüfungen der Leis-
tungskennwerte durchzuführen oder von unabhängigen Dritten durch-
führen zu lassen, um die Richtigkeit und Vergleichbarkeit der bereitge-
stellten Information überprüfen zu können.

Art. 17

Teilnehmerverzeichnis und Auskunftsdienst

1) Anbieter eines öffentlich zugänglichen Telefondienstes haben:
a) ein auf aktuellem Stand zu haltendes Verzeichnis ihrer Teilnehmer zu

führen, welches in gedruckter Form (Buch), als telefonischer Auskunfts-
dienst, als elektronischer Datenträger oder in einer anderen technischen
Kommunikationsform gestaltet sein kann und jedenfalls die nach Art.
27 Abs. 3 ermittelten Daten zu enthalten hat, wobei dieser Bestimmung
auch dann entsprochen wird, wenn der Anbieter gewährleistet, dass ein
solches Teilnehmerverzeichnis durch einen Dritten herausgegeben wird;

b) einen telefonischen Auskunftsdienst über den Inhalt ihres Teilnehmer-
verzeichnisses zu unterhalten, wobei dieser Bestimmung auch dann ent-
sprochen wird, wenn der Anbieter gewährleistet, dass ein anderer telefo-
nischer Auskunftsdienst diese Auskünfte erteilt;

c) ihren Teilnehmern Zugang zum telefonischen Auskunftsdienst des Uni-
versaldienstanbieters sowie zu telefonischen Auskunftsdiensten anderer
Anbieter zu gewähren;
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d) auf Anfrage von anderen Anbietern eines öffentlich zugänglichen Tele-
fondienstes diesen ihr Teilnehmerverzeichnis mit den Daten nach Art.
27 Abs. 3, sowie auf Nachfrage von Herausgebern anbieterübergrei-
fender Teilnehmerverzeichnisse oder anbieterübergreifender Auskunfts-
dienste diesen ihr Teilnehmerverzeichnis mit den Daten nach Art. 27
Abs. 3 und 4 online oder zumindest wöchentlich in elektronisch lesbarer
Form gegen kostenorientiertes Entgelt zur Verfügung zu stellen; und

e) den Zugang zu Vermittlungs- und Hilfsdiensten zur Verfügung zu
stellen.

2) Anbieter, die Dienste über Verbindungsnetze erbringen, unterliegen
hinsichtlich dieser Dienste nicht den Verpflichtungen nach Abs. 1 Bst. a, b
und d.

3) Kommt zwischen dem Anbieter und den nach Abs. 1 Bst. d Berech-
tigten eine Vereinbarung über die Zurverfügungstellung der Daten binnen
einer Frist von sechs Wochen ab dem Einlangen des Ersuchens nicht
zustande, kann jeder der Beteiligten die Regulierungsbehörde anrufen.

4) Soweit ein Teilnehmer verlangt, dass die Eintragung der ihn betref-
fenden Daten in das Teilnehmerverzeichnis zu unterbleiben hat, dürfen
diese Daten ausser in den Fällen der Mitwirkung und Auskunftserteilung
nach Kapitel VIII auch nicht an Dritte weitergegeben werden.

Art. 18

Zusätzliche Dienstemerkmale7

Anbieter eines öffentlich zugänglichen Telefondienstes haben Endnut-
zern jedenfalls folgende zusätzliche Dienstemerkmale anzubieten: 8

a) Mehrfrequenzwahlverfahren;
b) Auskunft über unerbetene Anrufe (Information about unsolicited calls);
c) Verfolgung böswilliger oder belästigender Anrufe (Malicious call trace);
d) Rufumleitung und Rufweiterleitung (Call forwarding);
e) Gebührennachweis (Advice of duration and charge);
f) Gebührenauszug (Billing), einschliesslich Einzelgesprächsnachweis;
g) Sperren abgehender Verbindungen (Call barring of outgoing calls);
h) Rufnummernanzeige (Calling Line Identification Presentation);
i) Rufnummernunterdrückung (Calling Line Identification Restriction).

VKND 784.101.3
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III. UniversaldienstIII. Universaldienst

A. Art und UmfangA. Art und Umfang

Art. 19

Mindestangebot an Diensten

Das im Rahmen des Universaldienstes zu erbringende Mindestangebot
an Diensten nach Art. 9 Bst. a des Gesetzes beinhaltet in Ergänzung der
Pflichten nach Kapitel II:
a) PSTN-Dienste: lokaler Anschluss an das Public Switched Telephone

Network (PSTN) an einem bestimmten Standort unter Einschluss einer
Rufnummernzuteilung sowie Übermittlung lokaler und internationaler
Anrufe über diesen Anschluss, Tontastenwahl (DTMF), Zusatzdienste,
unter Einschluss der Übertragung von Daten mit Datenraten, die auf den
Übertragungswegen für die Sprachtelefonie übertragen werden können;

b) ISDN-Dienste: lokaler Basis-Anschluss an das Integrated Services Digital
Network (ISDN) an einem bestimmten Standort unter Einschluss einer
Rufnummernzuteilung sowie Übermittlung lokaler und internationaler
Anrufe über diesen Anschluss;

c) Breitbanddienste mit einer garantierten Übertragungsrate von mindestens
600/100 kbit/s;

d) Verzeichnisdienste:
1. Herstellung, Herausgabe und regelmässige Aktualisierung von Teil-

nehmerverzeichnissen in gedruckter und in elektronischer Form;
2. Eintragung der Teilnehmer in ein allgemein zugängliches und anbie-

terübergreifendes Teilnehmerverzeichnis, Überprüfung, Korrektur
und gegebenenfalls Löschung des Eintrags;

e) Auskunfts- und Hilfsdienste täglich während 24 Stunden:
1. anbieterübergreifende Auskunftsdienste in deutscher und in engli-

scher Sprache;
2. Hilfsdienste für Personen mit besonderen Bedürfnissen, insbesondere

ein Vermittlungs- und Transkriptionsdienst;
f) öffentliche Münz- oder Kartentelefone.
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Art. 20

Qualität

1) Der Universaldienst muss landesweit zu einem einheitlichen und
erschwinglichen Preis in einer bestimmten Qualität verfügbar sein. Die
Qualitätskriterien sowie die Zielwerte sind in Anhang 1 in Übereinstim-
mung mit den relevanten Bestimmungen des EWR-Rechts sowie den ein-
schlägigen internationalen Standards festgelegt.9

2) Universaldienstanbieter haben die von ihnen erreichten Leistungs-
kennwerte einmal jährlich zu veröffentlichen und der Regulierungsbehörde
bekannt zu geben. Die Regulierungsbehörde kann Universaldienstanbietern
Form, Umfang, Inhalt und Zeitrahmen dieser Bekanntgabe und dieser Ver-
öffentlichung unter Bedachtnahme auf die Möglichkeit des Zuganges zu
umfassenden, vergleichbaren und benutzerfreundlichen Informationen für
alle Nutzer vorschreiben.

3) Die Regulierungsbehörde ist berechtigt, Überprüfungen der Leis-
tungskennwerte durchzuführen oder durch unabhängige Dritte durch-
führen zu lassen, um die Richtigkeit und Vergleichbarkeit der bereitge-
stellten Information überprüfen zu können.

Art. 21

Anbieterübergreifendes Teilnehmerverzeichnis

1) Der Universaldienstanbieter, der mit der Erstellung des anbieter-
übergreifenden Teilnehmerverzeichnisses nach Art. 10 Abs. 2 Bst. d des
Gesetzes betraut ist, hat sicherzustellen, dass ein einheitliches Gesamtver-
zeichnis aller Teilnehmer nach Massgabe von Art. 27 jedenfalls in
gedruckter Form verfügbar ist und regelmässig, mindestens ein Mal jährlich,
aktualisiert wird. Dies gilt auch für ein nach Massgabe der verfügbaren
Daten nach Branchen (Berufsgruppen) geordnetes Verzeichnis der Teil-
nehmer. Darüber hinaus muss auch ein Teilnehmerverzeichnis in elektroni-
scher Form angeboten werden, das mindestens monatlich aktualisiert wird.

2) Der Universaldienstanbieter, der mit der Erbringung des Auskunfts-
dienstes nach Art. 19 Bst. e Ziff. 1 betraut ist, hat sicherzustellen, dass ein
allgemein zugänglicher telefonischer Auskunftsdienst zur Verfügung steht,
der Auskünfte über die im Teilnehmerverzeichnis nach Abs. 1 sowie in
internationalen Teilnehmerverzeichnissen enthaltenen Daten erteilt.

3) Die für das Gesamtverzeichnis und den Auskunftsdienst zur Verfü-
gung gestellten Daten sind dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung ent-
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sprechend zu bearbeiten und zu präsentieren. Dies ist beim Teilnehmerver-
zeichnis dadurch zu gewährleisten, dass der dafür verantwortliche Univer-
saldienstanbieter der Regulierungsbehörde rechtzeitig ein Konzept vorlegt,
aus dem die Erfüllung der Anforderungen nach Satz 1 und die beabsichtigte
Form des Teilnehmerverzeichnisses ersichtlich sind. Entspricht das Kon-
zept nicht den Anforderungen nach Satz 1, hat die Regulierungsbehörde
innerhalb einer Frist von sechs Wochen die notwendigen Anordnungen zu
treffen.

Art. 22

Ausgabenkontrolle

1) Universaldienstanbieter haben ihre Tarife und Geschäftsbedingungen
so festzulegen, dass bei der Bereitstellung von Einrichtungen oder Diensten,
die über die Erbringung einer Universaldienstleistung hinausgehen, Teil-
nehmer nicht für Einrichtungen oder Dienste zu zahlen haben, die nicht
notwendig oder für den betreffenden Dienst nicht erforderlich sind.

2) Universaldienstanbieter haben ihren Teilnehmern nachstehende
Rechte einzuräumen:
a) einmal jährlich die kostenlose Sperre abgehender Verbindungen zu

Sonder- und Premiumdiensten;
b) die Bezahlung des Zugangs zum öffentlichen Telefonnetz und der Nut-

zung öffentlicher Telefondienste im Voraus; und
c) die Bezahlung des Zugangs zum öffentlichen Telefonnetz in Raten.

3) Die Regulierungsbehörde kann einen Universaldienstanbieter über
Antrag von den Verpflichtungen nach Abs. 2 befreien, sofern gewährleistet
ist, dass den Teilnehmern andere geeignete Möglichkeiten zur Verfügung
stehen, ihre Ausgaben überwachen und steuern zu können.

B. UniversaldienstanbieterB. Universaldienstanbieter

Art. 23

Konzept

1) Vor der Festlegung eines Konzepts des Universaldienstes beauftragt
die Regierung die Regulierungsbehörde mit der Durchführung einer öffent-
lichen Konsultation betreffend die konkrete Ausgestaltung der Aufgaben-
teilung im Bereich des Universaldienstes sowie die Erbringung der Univer-
saldienstleistungen.
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2) Die Regierung legt das Konzept des Universaldienstes auf der Grund-
lage der Ergebnisse der öffentlichen Konsultation nach Abs. 1 fest und ver-
öffentlicht dieses in elektronischer Form.

Art. 24

Bezeichnung

1) Die Regierung bezeichnet jene Unternehmen als Universaldienstan-
bieter hinsichtlich der im Konzept definierten Aufgaben, die an der öffentli-
chen Konsultation nach Art. 23 Abs. 1 teilgenommen haben und am besten
geeignet sind, um sicherzustellen, dass:
a) die Erbringung der Universaldienstleistungen in der erforderlichen Qua-

lität erfolgt;
b) die notwendige Infrastruktur effektiv und effizient genutzt wird;
c) keine Beitragsleistungen Dritter erforderlich sind; und
d) die Kontinuität des Universaldienstes im Interesse der Nutzer gewähr-

leistet ist.

2) Die Bezeichnung erfolgt mit Verfügung für eine bestimmte Dauer
von maximal zehn Jahren. Sie kann in Übereinstimmung mit der im Kon-
zept definierten Aufgabenteilung im Bereich des Universaldienstes getrennt
erfolgen.

3) Die Regierung kann die Verfügung nach Abs. 2 aus wichtigen
Gründen, insbesondere dem Wegfall der Voraussetzungen nach Abs. 1,
jederzeit widerrufen.

Art. 25

Beitragsleistungen Dritter

1) Die nachweislich aufgelaufenen Kosten des Universaldienstes, die
trotz wirtschaftlicher Betriebsführung nicht hereingebracht werden
können, sind dem betreffenden Universaldienstanbieter auf dessen Antrag
durch Beitragsleistungen der anderen Anbieter abzugelten, sofern diese
Kosten eine unzumutbare Belastung darstellen. Der Antrag ist bei sons-
tigem Verlust des Anspruches auf Ausgleich binnen einem Jahr ab Ablauf
des Geschäftsjahres des Universaldienstanbieters bei der Regulierungsbe-
hörde zu stellen. Die Regulierungsbehörde legt der Berechnung unter
Berücksichtigung des dem Universaldienstanbieter entstehenden Marktvor-
teils die Kosten zugrunde, die zurechenbar sind:
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a) den Bestandteilen der Dienste, die nur mit Verlust oder in einer Kostensi-
tuation ausserhalb normaler wirtschaftlicher Standards erbracht werden
können; und

b) denjenigen Endnutzern, die nur mit Verlust oder in einer Kostensituation
ausserhalb normaler wirtschaftlicher Standards bedient werden können.

2) Hat der Universaldienstanbieter auf dem relevanten Markt umsatz-
mässig einen Anteil von mehr als 80 %, kann er keinen Ausgleich beanspru-
chen.

3) Im Verfahren betreffend die Festsetzung der Höhe des Ausgleichs
kommt den zur Entrichtung einer Beitragsleistung verpflichteten Anbietern
Parteistellung zu.

4) Der Regulierungsbehörde sind vom Universaldienstanbieter bei
Antragstellung geeignete Unterlagen vorzulegen, die es ihr ermöglichen,
die Angaben hinsichtlich der geltend gemachten Kosten zu überprüfen.
Sie kann zu diesem Zweck selbst oder durch einen von ihr beauftragten
Sachverständigen Einsicht in die Bücher und Aufzeichnungen vornehmen,
Vergleiche mit anderen Anbietern anstellen sowie sonstige zielführende
und dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit entsprechende Massnahmen
ergreifen. In begründeten Fällen kann die Regulierungsbehörde auch einen
geringeren Betrag als den beantragten festsetzen. Die Ergebnisse der Über-
prüfung sind von der Regulierungsbehörde in elektronischer Form zu ver-
öffentlichen.

Art. 26

Umsatzmeldungen

Im Verfahren nach Art. 25 haben Anbieter, die auf dem relevanten
Markt tätig sind, der Regulierungsbehörde ihre Umsätze für die entspre-
chenden Dienste auf Verlangen jährlich, allenfalls auch rückwirkend, mitzu-
teilen. Andernfalls kann die Regulierungsbehörde zu diesem Zweck selbst
oder durch einen von ihr beauftragten Sachverständigen Einsicht in die
Bücher und Aufzeichnungen nehmen oder eine Schätzung vornehmen.
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IV. Schutz der NutzerIV. Schutz der Nutzer

Art. 27

Mindestrechte der Nutzer und Teilnehmer

1) Jedermann ist berechtigt, öffentlich zugängliche elektronische Kom-
munikationsdienste einschliesslich des Universaldienstes unter den Bedin-
gungen der veröffentlichten Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Ent-
gelte in Anspruch zu nehmen.

2) Teilnehmer haben unter den in Abs. 3 bis 5 genannten Vorausset-
zungen das Recht, sich in allgemein zugängliche Teilnehmerverzeichnisse
eintragen zu lassen, ihren Eintrag zu prüfen, zu korrigieren und wieder
löschen zu lassen.

3) Ein Teilnehmer hat gegenüber dem Anbieter eines öffentlich zugäng-
lichen Telefondienstes, mit dem er in einem Vertragsverhältnis über die
Inanspruchnahme des Anschlusses steht, das Recht, mit folgenden Daten
unentgeltlich in das Teilnehmerverzeichnis des Anbieters aufgenommen zu
werden:
a) Familienname und Vorname(n);
b) akademischer Grad;
c) Adresse;
d) Teilnehmernummer; und
e) gegebenenfalls die Berufsbezeichnung.

4) Mit Zustimmung des Teilnehmers können noch zusätzliche Daten
in das Teilnehmerverzeichnis aufgenommen werden. Sofern davon auch
andere Personen betroffen sind, müssen auch diese zustimmen.

5) Sofern dies ein Teilnehmer verlangt, hat die Eintragung der ihn betref-
fenden Daten in das Teilnehmerverzeichnis ganz oder teilweise zu unter-
bleiben (Nichteintragung). Dafür darf kein Entgelt verlangt werden. Sofern
dies ein Teilnehmer verlangt, hat die Eintragung der ihn betreffenden Daten
in ein elektronisches Teilnehmerverzeichnis, das die Suche anhand anderer
Daten als anhand des Namens des Teilnehmers ermöglicht, zu unterbleiben.
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Art. 28

Zahlungsverzug

1) Der Anbieter eines elektronischen Kommunikationsdienstes darf im
Falle des Zahlungsverzugs eines Teilnehmers eine Diensteunterbrechung
oder -abschaltung nur dann vornehmen, wenn er den Teilnehmer zuvor
unter Androhung der Diensteunterbrechung oder -abschaltung und unter
Setzung einer Nachfrist von mindestens zwei Wochen erfolglos gemahnt
hat. Eine Unterbrechung des Zugangs zu Notrufnummern ist nicht zulässig.

2) Ist der Teilnehmer ausschliesslich mit Verpflichtungen hinsichtlich
eines bestimmten Dienstes säumig, muss eine Diensteunterbrechung oder -
abschaltung, soweit dies technisch möglich ist, auf den betreffenden Dienst
beschränkt bleiben.

Art. 29

Überprüfung der Entgelte

1) Bezweifelt ein Teilnehmer die Richtigkeit des ihm für elektronische
Kommunikationsdienste in Rechnung gestellten Betrages, so hat der
Anbieter auf schriftlichen Antrag alle der Ermittlung dieses Betrages
zugrunde gelegten Faktoren zu überprüfen und anhand des Ergebnisses
dieser Überprüfung die Richtigkeit der Rechnung schriftlich zu bestätigen
oder die Rechnung entsprechend zu ändern.

2) Wird bei der Regulierungsbehörde ein Schlichtungsverfahren wegen
einer Rechnung eines Anbieters eingeleitet, so wird ab diesem Zeitpunkt
die Fälligkeit des in Rechnung gestellten und bestrittenen Betrages bis zum
Abschluss des Schlichtungsverfahrens aufgeschoben. Unabhängig davon
kann der Betreiber den Betrag, der dem Durchschnitt der letzten drei Rech-
nungsbeträge entspricht, sofort fällig stellen. Zuviel eingehobene Beträge
sind samt den gesetzlichen Zinsen ab Inkassotag zu erstatten.

3) Für den Fall, dass kein Anlass zur Neuberechnung des bestrittenen
Betrages gefunden wird, können die gesetzlichen Verzugszinsen ab dem in
der Rechnung angegebenen Fälligkeitsdatum in Rechnung gestellt werden.

4) Für den Fall, dass ein Fehler festgestellt wird, der sich zum Nachteil
des Teilnehmers ausgewirkt haben könnte und sich das richtige Entgelt
nicht ermitteln lässt, ist in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen eine
auf dem durchschnittlichen Ausmass der Inanspruchnahme dieses elektro-
nischen Kommunikationsdienstes durch den Teilnehmer basierende Pau-
schalabgeltung festzusetzen.
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Art. 30

Abschaltung

1) Unabhängig von der Einleitung eines behördlichen Verfahrens kann
ein Anbieter von elektronischen Kommunikationsnetzen oder -diensten
einen Teilnehmer dazu auffordern, störende oder nicht dem geltenden
Recht, insbesondere der Kommunikationsgesetzgebung, entsprechende
Kommunikationsendeinrichtungen unverzüglich vom Netzabschlusspunkt
zu entfernen.

2) Kommt der Teilnehmer der Aufforderung nicht nach und ist eine
Beeinträchtigung anderer Nutzer des Netzes oder Dienstes oder eine
Gefährdung von Personen gegeben, kann der Anbieter den Anschluss vom
Netz oder Dienst umgehend abtrennen.

3) In allen übrigen Fällen darf der Anbieter den Anschluss nur mit
vorheriger Zustimmung der Regulierungsbehörde vom Netz oder Dienst
abtrennen.

V. SonderregulierungV. Sonderregulierung

A. Allgemeine BestimmungenA. Allgemeine Bestimmungen

Art. 31

Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht

1) Bei der Beurteilung, ob ein Unternehmen eine der Beherrschung
gleichkommende Stellung in einem oder mehreren der abgegrenzten Märkte
einnimmt, sind von der Regulierungsbehörde insbesondere folgende Krite-
rien zu berücksichtigen:
a) die Grösse des Unternehmens, seine Grösse im Verhältnis zu der des rele-

vanten Marktes sowie die Veränderungen der relevanten Positionen der
Marktteilnehmer im Zeitverlauf;

b) die Höhe von Markteintrittsschranken sowie das daraus resultierende
Ausmass an potentiellem Wettbewerb;

c) das Ausmass der nachfrageseitigen Gegenmacht;
d) das Ausmass an Nachfrage- und Angebotselastizität;
e) die jeweilige Marktphase;
f) der technologiebedingte Vorsprung;
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g) allfällige Vorteile in der Verkaufs- und Vertriebsorganisation;
h) die Existenz von Skalenerträgen, Verbund- und Dichtevorteilen;
i) das Ausmass vertikaler Integration;
k) das Ausmass der Produktdifferenzierung;
l) der Zugang zu Finanzmitteln;
m) die Kontrolle über nicht leicht ersetzbare Infrastruktur;
n) das Verhalten am Markt im Allgemeinen, wie etwa Preissetzung, Mar-

ketingpolitik, Bündelung von Produkten und Dienstleistungen oder
Errichtung von Barrieren.

2) Bei zwei oder mehreren Unternehmen ist davon auszugehen, dass sie
zusammen über eine der Beherrschung gleichkommende Stellung verfügen,
wenn sie - selbst bei Fehlen struktureller oder sonstiger Beziehungen unter-
einander - in einem Markt tätig sind, dessen Beschaffenheit Anreize für eine
Verhaltenskodierung aufweist.

3) Bei der Beurteilung, ob zwei oder mehrere Unternehmen zusammen
eine der Beherrschung gleichkommende Stellung in einem oder mehreren
der abgegrenzten Märkte einnehmen, sind von der Regulierungsbehörde
insbesondere folgende Kriterien zu berücksichtigen:
a) das Ausmass an Marktkonzentration, die Verteilung der Marktanteile

und deren Veränderung im Zeitverlauf;
b) die Höhe der Markteintrittschranken, das daraus resultierende Ausmass

an potentiellem Wettbewerb;
c) das Ausmass der nachfrageseitigen Gegenmacht;
d) die vorhandene Markttransparenz;
e) die jeweilige Marktphase;
f) die Homogenität der Produkte;
g) die zugrunde liegenden Kostenstrukturen;
h) das Ausmass an Angebot- und Nachfrageelastizität;
i) das Ausmass an technologischer Innovation und der Reifegrad der Tech-

nologie;
k) die Existenz freier Kapazitäten;
l) die Existenz informeller oder sonstiger Verbindungen zwischen den

Marktteilnehmern;
m) die Mechanismen für Gegenmassnahmen;
n) das Ausmass der Anreize für Preiswettbewerb.
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Art. 32

Marktanalyse

1) Ziel der Marktanalyse ist die Feststellung, ob hinsichtlich eines rele-
vanten Marktes die Voraussetzungen nach Art. 22 des Gesetzes für die Auf-
hebung, Beibehaltung, Änderung oder Auferlegung von Massnahmen der
Sonderregulierung vorliegen.

2) Bereits bestehende Massnahmen der Sonderregulierung für Unter-
nehmen werden, sofern sie den relevanten Markt betreffen, von der Regu-
lierungsbehörde nach Massgabe der Ergebnisse der Marktanalyse unter
Berücksichtung der Regulierungsziele geändert oder neuerlich auferlegt.

3) Stellt die Regulierungsbehörde im Rahmen der Marktanalyse fest,
dass die Voraussetzungen nach Art. 22 des Gesetzes hinsichtlich eines rele-
vanten Marktes nicht vorliegen, wird das Verfahren insoweit von der Regu-
lierungsbehörde formlos eingestellt. Soweit für Unternehmen noch Mass-
nahmen der Sonderregulierung auf diesem Markt bestehen, sind diese unter
Einhaltung einer Übergangsfrist von höchstens sechs Monaten aufzuheben.

4) Parteistellung in diesem Verfahren hat nur das Unternehmen, dem
gegenüber Massnahmen der Sonderregulierung auferlegt, abgeändert oder
aufgehoben werden.

B. Massnahmen der SonderregulierungB. Massnahmen der Sonderregulierung

Art. 33

Grundsatz

Massnahmen der Sonderregulierung müssen der Art des aufgetretenen
Problems entsprechen und unter Berücksichtigung der Grundsätze nach
Art. 5 Abs. 2 des Gesetzes angemessen und gerechtfertigt sein.

Art. 34

Gleichbehandlungsverpflichtung

1) Die Regulierungsbehörde kann nach Art. 23 Abs. 1 Bst. d des
Gesetzes insbesondere Gleichbehandlungsverpflichtungen in Bezug auf die
Zusammenschaltung oder den Zugang auferlegen.

2) Die Gleichbehandlungsverpflichtungen haben insbesondere sicher-
zustellen, dass das verpflichtete Unternehmen anderen Unternehmen, die
gleichartige Dienste erbringen, unter den gleichen Umständen gleichwertige
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Bedingungen anbietet und Dienste und Informationen für Dritte zu den
gleichen Bedingungen und mit der gleichen Qualität bereitstellt wie für
seine eigenen Dienste oder Dienste verbundener Unternehmen.

3) Die Regulierungsbehörde kann von einem der Sonderregulierung
unterworfenen Unternehmen die Veröffentlichung eines Standardangebots
verlangen. Das Unternehmen hat im Standardangebot hinreichend detail-
lierte Teilleistungen anzubieten, die betreffenden Diensteangebote dem
Marktbedarf entsprechend in einzelne Komponenten aufzuschlüsseln und
die entsprechenden Bedingungen einschliesslich der Entgelte anzugeben.

4) Die Regulierungsbehörde kann Änderungen des Standardangebots
zur Sicherstellung der Ziele der Sonderregulierung anordnen.

Art. 35

Transparenzverpflichtung

1) Die Regulierungsbehörde kann nach Art. 23 Abs. 1 Bst. d des
Gesetzes insbesondere nachstehende Informationsverpflichtungen aufer-
legen:
a) Informationen zur Buchhaltung und Kostenrechnung;
b) technische Spezifikationen;
c) Netzmerkmale;
d) Bereitstellungs- und Nutzungsbedingungen; sowie
e) Entgelte einschliesslich Rabatte und Sonderkonditionen.

2) Die Regulierungsbehörde kann dabei festlegen, welche konkreten
Informationen durch das der Sonderregulierung unterworfene Unter-
nehmen zu veröffentlichen sind. Dies beinhaltet auch den Detaillierungs-
grad und die Form, in der die Veröffentlichungen vorzunehmen sind.

Art. 36

Getrennte Buchführung

1) Die Regulierungsbehörde kann nach Art. 23 Abs. 1 Bst. d des
Gesetzes insbesondere eine getrennte Aufschlüsselung der Kosten
anordnen, um unerlaubte Quersubventionierung zu verhindern.

2) Zu diesem Zweck kann insbesondere ein vertikal integriertes Unter-
nehmen aufgefordert werden, seine Grosshandelspreise und internen Ver-
rechnungspreise transparent und nachvollziehbar zu gestalten. Die Regulie-
rungsbehörde kann das zu verwendende Format und die zu verwendende
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Kostenrechnungsmethode festlegen. Dies beinhaltet auch den Detaillie-
rungsgrad und die Form, in der die Informationen zur Verfügung zu stellen
sind.

3) Hat die Regulierungsbehörde Verpflichtungen nach Art. 34 und 35
angeordnet, kann sie verlangen, dass die Kostenrechnungs- und Buchhal-
tungsunterlagen, einschliesslich sämtlicher damit zusammenhängender
Informationen und Dokumente, auf Verlangen in vorgeschriebener Form
und vorgeschriebenem Format vorgelegt werden. Die Regulierungsbehörde
kann diese Informationen veröffentlichen, soweit dies zur Förderung des
Wettbewerbs erforderlich ist.

Art. 37

Zugang zu Netzeinrichtungen und Netzfunktionen

1) Die Regulierungsbehörde kann nach Art. 23 Abs. 1 Bst. d des
Gesetzes insbesondere folgende Verpflichtungen in Bezug auf den Zugang
zu Netzeinrichtungen und Netzfunktionen auferlegen:
a) Gewährung des Zugangs zum Netz und zu entbündelten Teilen des-

selben;
b) Angebot bestimmter Dienste zu Grosshandelsbedingungen zum Zweck

des Vertriebs durch Dritte;
c) bereits gewährten Zugang zu Einrichtungen nicht nachträglich zu verwei-

gern;
d) Gewährung von offenem Zugang zu technischen Schnittstellen, Proto-

kollen oder anderen Schlüsseltechnologien, die für die Interoperabilität
von Diensten oder Diensten für virtuelle Netze erforderlich sind;

e) Ermöglichung von Kollokation oder anderen Formen der gemeinsamen
Nutzung von Einrichtungen wie Gebäuden, Kabeltrassen und
Schächten;

f) Schaffung der Voraussetzungen, die für die Interoperabilität von End-
zu-End-Diensten notwendig sind, einschliesslich der Bereitstellung von
Einrichtungen für intelligente Netzdienste oder Roaming in Mobilfunk-
netzen;

g) Gewährleistung des Zugangs zu Systemen für die Betriebsunterstützung
oder ähnlichen Softwaresystemen, die zur Gewährleistung eines fairen
Wettbewerbs bei der Bereitstellung von Diensten notwendig sind; sowie

h) Zusammenschaltung von Netzen oder Netzeinrichtungen.
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2) Bei Auferlegung der Verpflichtungen nach Abs. 1 hat die Regulie-
rungsbehörde insbesondere zu berücksichtigen:
a) technische und wirtschaftliche Tragfähigkeit der Nutzung oder Installa-

tion konkurrierender Einrichtungen im Hinblick auf die Geschwindig-
keit der Marktentwicklung, wobei die Art und der Typ der Zusammen-
schaltung und des Zugangs berücksichtigt werden;

b) Möglichkeit der Gewährung des Zugangs im Hinblick auf die verfügbare
Kapazität;

c) Anfangsinvestition des Eigentümers der Einrichtung unter Berücksichti-
gung der Investitionsrisiken;

d) Notwendigkeit zur langfristigen Sicherung des Wettbewerbs;
e) gewerbliche Schutzrechte oder Rechte an geistigem Eigentum;
f) Bereitstellung europaweiter Dienste.

Art. 38

Entgeltkontrolle und Kostenrechnung für den Zugang

1) Stellt die Regulierungsbehörde aufgrund der Marktanalyse fest, dass
ein der Sonderregulierung unterworfenes Unternehmen seine Preise zum
Nachteil der Endnutzer auf einem übermässig hohen Niveau halten oder
Preisdiskrepanzen praktizieren könnte, kann ihm die Regulierungsbehörde
hinsichtlich festzulegender Arten des Zugangs Verpflichtungen betreffend
Kostendeckung und Entgeltkontrolle einschliesslich kostenorientierter
Entgelte auferlegen. Hierbei hat die Regulierungsbehörde den Investitionen
des Unternehmens Rechnung zu tragen und es ihm zu ermöglichen, eine
angemessene Rendite für das eingesetzte Kapital unter Berücksichtigung der
damit verbundenen Risiken zu erwirtschaften. Darüber hinaus können dem
betreffenden Unternehmen Auflagen in Bezug auf die Kostenrechnungsme-
thoden erteilt werden.

2) Wird ein der Sonderregulierung unterworfenes Unternehmen dazu
verpflichtet, seine Entgelte an den Kosten zu orientieren, obliegt es diesem
Unternehmen, nachzuweisen, dass seine Entgelte sich aus den Kosten sowie
einer angemessenen Investitionsrendite errechnen. Zur Ermittlung der
Kosten einer effizienten Leistungsbereitstellung kann die Regulierungsbe-
hörde eine von der Kostenberechnung des betreffenden Unternehmens
unabhängige Kostenrechnung anstellen. Die Regulierungsbehörde kann
von einem der Sonderregulierung unterworfenen Unternehmen die umfas-
sende Rechtfertigung seiner Entgelte verlangen und gegebenenfalls deren
Anpassung anordnen. In diesem Zusammenhang kann die Regulierungsbe-
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hörde auch Entgelte berücksichtigen, die auf vergleichbaren, dem Wettbe-
werb geöffneten Märkten gelten.

3) Wird einem der Sonderregulierung unterworfenen Unternehmen eine
Kostenrechnungsmethode vorgeschrieben, hat die Regulierungsbehörde
eine Beschreibung der Kostenrechnungsmethode in elektronischer Form
zu veröffentlichen, in der die wesentlichen Kostenarten und die Regeln
der Kostenzuweisung aufgeführt werden. Die Anwendung der vorgeschrie-
benen Kostenrechnungsmethode ist von der Regulierungsbehörde oder
einer von ihr beauftragten qualifizierten unabhängigen Stelle jährlich zu
überprüfen. Das Prüfergebnis ist von der Regulierungsbehörde in elektro-
nischer Form zu veröffentlichen.

Art. 39

Verpflichtungen in Bezug auf Dienste für Endnutzer

1) Sofern die Regulierungsbehörde aufgrund der Marktanalyse zum
Ergebnis gelangt, dass die Verpflichtungen nach Art. 34 bis 38 oder 42 nicht
zur Erreichung der Ziele der Sonderregulierung führen würden, kann sie
einem der Sonderregulierung unterworfenen Unternehmen auf einem End-
nutzermarkt Verpflichtungen nach Abs. 2 oder 3 auferlegen.

2) Verpflichtungen nach Abs. 1 können insbesondere beinhalten, dass es
dieses Unternehmen unterlässt:
a) überhöhte Preise zu verlangen;
b) den Eintritt neuer Marktteilnehmer zu behindern;
c) Kampfpreise zur Ausschaltung des Wettbewerbs anzuwenden;
d) bestimmte Endnutzer unangemessen zu bevorzugen; oder
e) Dienste ungerechtfertigt zu bündeln.

3) Verpflichtungen nach Abs. 1 können auch beinhalten, dass die Regu-
lierungsbehörde diesem Unternehmen geeignete Massnahmen auferlegt:
a) zur Einhaltung von Obergrenzen bei Endnutzerpreisen;
b) zur Kontrolle von Einzeltarifen im Hinblick auf:

1. kostenorientierte Entgelte; oder
2. Preise auf vergleichbaren Märkten.

4) Unternehmen, denen Verpflichtungen nach den vorangegangenen
Absätzen auferlegt werden, haben hierzu Kostenrechnungssysteme einzu-
setzen, deren Format und anzuwendende Berechnungsmethode von der
Regulierungsbehörde angeordnet werden kann. Die Einhaltung des Kos-
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tenrechnungssystems ist durch die Regulierungsbehörde oder eine von ihr
beauftragte qualifizierte unabhängige Stelle zu überprüfen. Die Regulie-
rungsbehörde hat sicherzustellen, dass einmal jährlich eine Erklärung hin-
sichtlich der Übereinstimmung mit diesen Vorschriften in elektronischer
Form veröffentlicht wird.

Art. 40

Bereitstellung von Mietleitungen

1) Die Regulierungsbehörde kann einem der Sonderregulierung unter-
worfenen Unternehmen nach Art. 23 Abs. 1 Bst. b des Gesetzes unter
Bedachtnahme auf die einschlägigen internationalen Vorschriften Verpflich-
tungen zur Bereitstellung eines Teils oder der Gesamtheit des Mindestan-
gebots an Mietleitungen nach den Grundsätzen der Nichtdiskriminierung,
Kostenorientierung und Transparenz auferlegen.

2) Entgelte und Allgemeine Geschäftsbedingungen für Mietleitungen
nach Abs. 1 unterliegen der Genehmigungspflicht der Regulierungsbehörde
nach Art. 41.

3) Art. 39 Abs. 4 gilt sinngemäss.

Art. 41

Endnutzerentgelte

1) Stellt ein Anbieter von elektronischen Kommunikationsdiensten oder
-netzen, dem nach Art. 39 die Verpflichtung auferlegt wurde, seine Entgelte
und Allgemeinen Geschäftsbedingungen genehmigen zu lassen, oder ein
Anbieter von elektronischen Kommunikationsdiensten oder -netzen, dem
Verpflichtungen nach Art. 40 auferlegt wurden, einen Antrag auf Genehmi-
gung von Entgelten oder Allgemeinen Geschäftsbedingungen, hat die Regu-
lierungsbehörde über diesen Antrag innerhalb von drei Monaten zu ent-
scheiden.

2) Erfolgt innerhalb dieser Frist keine Entscheidung der Regulierungs-
behörde, so gelten die beantragten Entgelte oder Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen als genehmigt. Der Fristenlauf ist gehemmt, so lange die für
die Genehmigung erforderlichen Unterlagen und Nachweise vom Antrag-
steller nicht beigebracht werden. Die Regulierungsbehörde hat dem Antrag-
steller innerhalb von vier Wochen nach Einbringung seines Antrages mit-
zuteilen, ob und gegebenenfalls welche zur Beurteilung der Kostenorientie-
rung erforderlichen Unterlagen nachzureichen sind.
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3) Genehmigungspflichtige Entgelte sind unter Bedachtnahme auf die
nach Art. 39 Abs. 2 und 3 auferlegten Verpflichtungen, die zu erfüllenden
Aufgaben und die Ertragslage festzulegen.

4) Die Regulierungsbehörde kann die Genehmigung der Entgelte auch
in der Form der Festlegung von Tarifentwicklungen (price-cap-Verfahren)
erteilen; sie kann auch Sondertarife vorsehen.

5) Soweit die Erreichung effektiven Wettbewerbs dies erfordert, kann
die Genehmigung der Entgelte insbesondere folgende Nebenbestimmungen
enthalten:
a) eine angemessene zeitliche Befristung;
b) die Verpflichtung, bestimmte Daten zu übermitteln;
c) Auflagen betreffend den Zeitpunkt der Einführung genehmigter Tarife,
d) eine auflösende Bedingung für den Fall, dass nach erfolgter Genehmi-

gung ein anderer Tarif eingeführt oder geändert wird;
e) Auflagen zur Anpassung genehmigter Entgelte im Falle geänderter Vor-

leistungspreise.

6) Die Genehmigung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist zu ver-
sagen, wenn sie der Kommunikationsgesetzgebung, den §§ 864a und 879
ABGB oder den Art. 8 und 11 KSchG offenkundig widersprechen. Die
Zuständigkeiten zur Überprüfung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

Art. 42

Betreiberauswahl und Betreibervorauswahl

1) Die Regulierungsbehörde kann ein der Sonderregulierung unterwor-
fenes Unternehmen nach Art. 23 Abs. 1 Bst. c insbesondere verpflichten,
bei der Bereitstellung des Anschlusses an das feste öffentliche Telefonnetz
und dessen Nutzung an festen Standorten seinen Teilnehmern den Zugang
zu Diensten aller zusammengeschalteten Anbieter öffentlich zugänglicher
Telefondienste zu ermöglichen, und zwar durch:
a) Betreiberauswahl im Einzelwahlverfahren durch Wählen einer Kennzahl;

sowie
b) Betreibervorauswahl, wobei jedoch bei jedem Anruf die Möglichkeit

besteht, die festgelegte Vorauswahl durch Wählen einer Betreiberkenn-
zahl zu übergehen.
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2) Entgelte für Zugang sowie Einrichtungsgebühren im Zusammenhang
mit Betreiberauswahl oder Betreibervorauswahl sind kostenorientiert fest-
zulegen.

3) Betreiberauswahl oder Betreibervorauswahl in anderen Netzen
können von der Regulierungsbehörde in sinngemässer Anwendung des Art.
37 auferlegt werden.

Art. 43

Weitergehende Verpflichtungen

Die Regulierungsbehörde kann bei Vorliegen aussergewöhnlicher
Umstände einem der Sonderregulierung unterworfenen Unternehmen
andere als die in den Art. 34 bis 38 festgelegten Verpflichtungen in Bezug
auf Zusammenschaltung und Zugang auferlegen.

VI. Zugang und ZusammenschaltungVI. Zugang und Zusammenschaltung

Art. 44

Zusammenschaltungsangebot

1) Jeder Betreiber eines öffentlichen Kommunikationsnetzes ist ver-
pflichtet, anderen Betreibern solcher Netze auf begründetes Ersuchen ein
verbindliches Angebot auf Zusammenschaltung zu unterbreiten. Alle Betei-
ligten haben hierbei das Ziel anzustreben, die Kommunikation der Nutzer
verschiedener öffentlicher Kommunikationsnetze untereinander zu ermög-
lichen und zu verbessern.

2) Standardzusammenschaltungsangebote nach Art. 34 Abs. 3 und
Zusammenschaltungsvereinbarungen nach Abs. 1 sind der Regulierungsbe-
hörde zu übermitteln.

Art. 45

Umfang der Zusammenschaltung

Die Zusammenschaltung hat zumindest folgende Leistungen zu
umfassen:
a) Zurverfügungstellung der notwendigen Vermittlungsdaten der jeweiligen

Verbindung oder der Routingdaten im Fall paketorientierter Dienste an
den ersuchten Betreiber;

784.101.3 VKND

30 Fassung: 23.01.2009



b) Zustellung der Verbindungen oder Datenpakete an den Nutzer des ersu-
chenden Betreibers;

c) Zurverfügungstellung der für die Verrechnung benötigten Daten in geeig-
neter Weise an den ersuchten Betreiber.

Art. 46

Anordnung der Zugangsgewährung

1) Bei der Anordnung der Zugangsgewährung nach Art. 27 des Gesetzes
kann die Regulierungsbehörde insbesondere folgende Verpflichtungen auf-
erlegen:
a) den Unternehmen, die den Zugang zu den Endnutzern kontrollieren,

geeignete Verpflichtungen in dem zur Gewährleistung des End-zu-End-
Verbunds von Diensten erforderlichen Umfang auferlegen, wozu in
begründeten Fällen auch die Verpflichtung gehören kann, ihre Netze
zusammenzuschalten;

b) Betreiber in dem zur Gewährleistung des Zugangs der Endnutzer zu
bestimmten digitalen Rundfunkdiensten erforderlichen Umfang dazu
verpflichten, den Zugang zu anderen Einrichtungen, wie
Anwendungsprogramm-Schnittstellen (API) oder elektronischen Pro-
grammführern (EPG), zu fairen, ausgewogenen und nichtdiskriminie-
renden Bedingungen zu gewähren.

2) Die Regulierungsbehörde kann - soweit dies erforderlich ist, um den
normalen Betrieb des Netzes sicherzustellen - unter Beachtung des EWR-
Rechts technische oder betriebliche Nebenbestimmungen festlegen, die von
dem Betreiber oder den Nutzniessern der Zugangsgewährung erfüllt
werden müssen. Nebenbestimmungen, die die Anwendung bestimmter
technischer Normen oder Spezifikationen betreffen, müssen Art. 17 der
Rahmenrichtlinie entsprechen.

3) Die Verpflichtungen und Nebenbestimmungen nach Abs. 1 und 2
müssen objektiv, transparent, verhältnismässig und nichtdiskriminierend
sein.

Art. 47

Zugangsberechtigungssysteme und andere Einrichtungen

1) Auf die Zugangsberechtigung für digitale Rundfunkdienste, die an
Zuschauer und Hörer im EWR ausgestrahlt werden, finden unabhängig von
der Art der Übertragung die nachfolgenden Absätze Anwendung.
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2) Im EWR betriebene Zugangsberechtigungssysteme müssen technisch
so ausgelegt sein, dass sie eine kostengünstige Kontrollübergabe gestatten
und damit Netzbetreibern auf lokaler oder regionaler Ebene die vollstän-
dige Kontrolle der Dienste ermöglichen, die solche Zugangsberechtigungs-
systeme nutzen.

3) Alle Anbieter von Zugangsberechtigungsdiensten, die Zugangsdienste
für den digitalen Rundfunk bereitstellen und auf deren Zugangsdienste die
Sendeanstalten angewiesen sind, um jegliche Gruppe möglicher Zuschauer
oder Hörer zu erreichen, sind verpflichtet:
a) allen Rundfunkveranstaltern zu fairen, angemessenen und nichtdiskri-

minierenden Bedingungen und in Übereinstimmung mit dem europäi-
schen Wettbewerbsrecht technische Dienste anzubieten, die es ermög-
lichen, dass die digital übertragenen Dienste des Rundfunkveranstalters
von Zuschauern oder Hörern empfangen werden können, die über vom
Diensteanbieter bereitgestellte Decoder verfügen und damit empfangs-
berechtigt sind;

b) über ihre Tätigkeit als Anbieter von Zugangsberechtigungsdiensten
getrennt Buch zu führen.

4) Die Inhaber gewerblicher Schutzrechte an Zugangsberechtigungs-
produkten und -systemen stellen bei der Lizenzvergabe an Hersteller von
Verbrauchergeräten sicher, dass die Vergabe zu fairen, angemessenen und
nichtdiskriminierenden Bedingungen erfolgt. Sie dürfen die Lizenzvergabe
unter Berücksichtigung technischer und wirtschaftlicher Faktoren nicht von
Bedingungen abhängig machen, die die Integration:
a) einer gemeinsamen Schnittstelle zur Zusammenschaltung mit diversen

anderen Zugangssystemen in ein bestimmtes Produkt unterbinden,
behindern oder erschweren; oder

b) spezifischer Mittel eines anderen Zugangssystems in ein bestimmtes Pro-
dukt unterbinden, behindern oder erschweren, sofern der Lizenznehmer
die entsprechenden angemessenen Bedingungen einhält, die - soweit er
selbst betroffen ist - die Sicherheit von Transaktionen der Betreiber von
Zugangsberechtigungssystemen gewährleisten.

Art. 48

Satellitenfunknetze

Jedem Betreiber von Satellitenfunknetzen ist es nach vorheriger Mel-
dung bei der Regulierungsbehörde gestattet, zu prüfen, ob das zur Nutzung
in Verbindung mit seinem Raumsegment vorgesehene Satellitenfunknetz
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mit den veröffentlichten Bedingungen für den Zugang zu seiner Raumseg-
mentkapazität übereinstimmt.

VII. DatenschutzVII. Datenschutz

Art. 49

Grundsatz

1) Die Bearbeitung der Daten zum Zweck der Vermarktung von Kom-
munikationsdiensten oder der Bereitstellung von Diensten mit Zusatz-
nutzen sowie sonstige Übermittlungen dürfen nur aufgrund einer vorhe-
rigen, jederzeit widerrufbaren ausdrücklichen Einwilligung der Betroffenen
erfolgen. Diese Verwendung ist auf das erforderliche Mass und den zur Ver-
marktung erforderlichen Zeitraum zu beschränken. Die Anbieter dürfen die
Bereitstellung ihrer Dienste nicht von einer solchen Einwilligung abhängig
machen.

2) Der Anbieter ist verpflichtet, den Teilnehmer oder Nutzer auf das
Recht hinzuweisen, die Bearbeitung der Daten zu verweigern. Dies steht
einer technischen Speicherung oder dem Zugang nicht entgegen, wenn der
alleinige Zweck die Durchführung oder Erleichterung der Übertragung
einer Nachricht über ein elektronisches Kommunikationsnetz ist oder,
soweit dies unbedingt erforderlich ist, um einen vom Teilnehmer oder
Nutzer ausdrücklich gewünschten Dienst zur Verfügung zu stellen. Der
Teilnehmer ist auch über die Nutzungsmöglichkeiten aufgrund der in elek-
tronischen Fassungen der Verzeichnisse eingebetteten Suchfunktionen zu
informieren. Diese Information hat in geeigneter Form, insbesondere im
Rahmen Allgemeiner Geschäftsbedingungen und spätestens bei Beginn der
vertraglichen Beziehung zu erfolgen.

Art. 50

Massnahmen zur Datensicherheit

Der Anbieter ist verpflichtet, alle erforderlichen organisatorischen und
technischen Massnahmen zu treffen, um die Wahrung des Kommunikati-
onsgeheimnisses zu gewährleisten und insbesondere sicherzustellen, dass
keine Verkehrs-, Standort-, Inhalts- oder Teilnehmerdaten zur Kenntnis
von Unbefugten gelangen.
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Art. 51

Teilnehmerdaten

1) Teilnehmerdaten dürfen von Anbietern nur für folgende Zwecke
bearbeitet werden:
a) Abschluss, Durchführung, Änderung oder Beendigung des Vertrages mit

dem Teilnehmer;
b) Verrechnung der Entgelte;
c) Erstellung von Teilnehmerverzeichnissen;
d) Erteilung von Auskünften nach Art. 53 des Gesetzes.

2) Teilnehmerdaten sind sechs Monate nach Beendigung der vertragli-
chen Beziehung mit dem Teilnehmer vom Anbieter zu löschen. Ausnahmen
sind nur soweit zulässig, als diese Daten noch benötigt werden, um Entgelte
zu verrechnen oder einzubringen, Beschwerden zu bearbeiten oder sonstige
gesetzliche Verpflichtungen zu erfüllen.

Art. 52

Verkehrsdaten

1) Verkehrsdaten sind vom Anbieter nach Beendigung der Verbindung
während sechs Monaten zu speichern und anschliessend unverzüglich zu
löschen.

2) Sofern ein Verfahren betreffend die Zahlung der Entgelte eingeleitet
wird, dürfen die Daten bis zur endgültigen Entscheidung nicht gelöscht
werden. Der Umfang der gespeicherten Verkehrsdaten ist auf das unbedingt
notwendige Minimum zu beschränken. Diese Daten sind im Streitfall der
entscheidenden Stelle unverkürzt zur Verfügung zu stellen.

3) Die Bearbeitung von Verkehrsdaten darf nur durch solche Personen
erfolgen, die für die Entgeltverrechnung oder Verkehrsabwicklung, Behe-
bung von Störungen, Kundenanfragen, Betrugsermittlung oder Vermark-
tung der Kommunikationsdienste oder für die Bereitstellung von Diensten
mit Zusatznutzen zuständig sind oder die von diesen Personen beauftragt
wurden. Der Umfang der verwendeten Verkehrsdaten ist auf das unbedingt
notwendige Minimum zu beschränken.

4) Dem Anbieter ist es ausser in den gesetzlich besonders geregelten
Fällen untersagt, einen Teilnehmeranschluss über die Zwecke der Verrech-
nung hinaus nach den von diesem Anschluss aus angerufenen Teilnehmer-
nummern auszuwerten. Mit vorheriger Zustimmung des Teilnehmers darf
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der Anbieter die Daten zur Vermarktung für Zwecke der eigenen Kommu-
nikationsdienste oder für die Bereitstellung von Diensten mit Zusatznutzen
verwenden.

Art. 53

Inhaltsdaten

1) Inhaltsdaten dürfen - sofern die Speicherung nicht einen wesentlichen
Bestandteil des Kommunikationsdienstes darstellt - grundsätzlich nicht
gespeichert werden. Sofern aus technischen Gründen eine kurzfristige Spei-
cherung erforderlich ist, hat der Anbieter nach Wegfall dieser Gründe die
gespeicherten Daten unverzüglich zu löschen.

2) Der Anbieter hat durch technische und organisatorische Vorkeh-
rungen sicherzustellen, dass Inhaltsdaten nicht oder nur in dem aus techni-
schen Gründen erforderlichen Mindestausmass gespeichert werden. Sofern
die Speicherung des Inhaltes Dienstmerkmal ist, sind die Daten unmittelbar
nach der Erbringung des Dienstes zu löschen.

Art. 54

Standortdaten

1) Standortdaten dürfen unbeschadet Art. 51 des Gesetzes nur bearbeitet
werden, wenn sie:
a) anonymisiert werden; oder
b) die Nutzer oder Teilnehmer vorher eine jederzeit widerrufbare aus-

drückliche Einwilligung gegeben haben.

2) Selbst im Falle einer Einwilligung zur Bearbeitung von Standortdaten
nach Abs. 1 müssen die Nutzer oder Teilnehmer die Möglichkeit haben,
diese Bearbeitung von Daten für jede Übertragung einfach und kostenlos
zeitweise zu untersagen.

3) Die Bearbeitung von Standortdaten nach Abs. 1 und 2 muss auf das
für die Bereitstellung des Dienstes mit Zusatznutzen erforderliche Mass
sowie auf Personen beschränkt werden, die im Auftrag des Anbieters oder
des Dritten, der den Dienst mit Zusatznutzen anbietet, handeln.
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Art. 55

Entgeltnachweis

1) Die Teilnehmerentgelte sind in Form eines Einzelentgeltnachweises
darzustellen, sofern der Teilnehmer dem nicht widerspricht. Dem Teil-
nehmer ist die Wahlmöglichkeit einzuräumen, den Einzelentgeltnachweis
auf Verlangen entgeltfrei für jeden Anschluss in Papierform zu erhalten.
Der Entgeltnachweis hat einen Hinweis auf die Möglichkeit der Überprü-
fung der Entgelte sowie eine aktuelle Kontaktmöglichkeit zu dem den Ent-
geltnachweis versendenden Anbieter zu enthalten.

2) Die Regulierungsbehörde kann Richtlinien über den Detaillierungs-
grad und die Form der Bereitstellung des Entgeltnachweises in elektroni-
scher Form veröffentlichen. Sie hat dabei auf die Art des Teilnehmerverhält-
nisses und des Dienstes, die technischen Möglichkeiten, auf den Schutz per-
sonenbezogener Daten sowie darauf Bedacht zu nehmen, dass Teilnehmer
ihre Ausgaben steuern können und Anbieter von Sonder- oder Premium-
diensten identifiziert sind.

3) Bei der Erstellung eines Entgeltnachweises dürfen nur jene Daten
bearbeitet werden, die dafür unbedingt erforderlich sind. Die passiven Teil-
nehmernummern oder sonstigen Angaben zur Identifizierung eines Emp-
fängers einer Nachricht dürfen im Einzelentgeltnachweis nur in verkürzter
Form ausgewiesen werden, es sei denn, die Tarifierung einer Verbindung
lässt sich nur aus der unverkürzten Teilnehmernummer ableiten oder der
Teilnehmer hat schriftlich erklärt, dass er alle bestehenden Mitbenutzer
des Anschlusses darüber informiert hat und künftige Mitbenutzer infor-
mieren wird. Allfällige weitere Beschränkungen bleiben unberührt. Anrufe
oder sonstige Verbindungen, für die keine Entgeltpflicht entsteht, sowie
Anrufe bei oder Verbindungen mit Notrufdiensten dürfen nicht ausge-
wiesen werden.

4) Für das Löschen der Daten eines Entgeltnachweises gelten dieselben
Fristen wie für das Löschen von Verkehrsdaten.

Art. 56

Teilnehmerverzeichnis

Die im Teilnehmerverzeichnis nach Art. 27 Abs. 3 und 4 enthaltenen
Daten dürfen vom Anbieter unbeschadet Art. 53 Abs. 2 des Gesetzes nur
für Zwecke der Nutzung des öffentlich zugänglichen Telefondienstes bear-
beitet werden. Die Daten dürfen insbesondere nicht dafür verwendet
werden, um elektronische Profile von Teilnehmern zu erstellen oder diese
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Teilnehmer, ausgenommen zur Erstellung und Herausgabe von Teilneh-
merverzeichnissen, nach Kategorien zu ordnen. Der Anbieter hat das
Kopieren elektronischer Teilnehmerverzeichnisse nach dem Stand der
Technik und der wirtschaftlichen Zumutbarkeit zu erschweren.

Art. 57

Anzeige der Rufnummer des Anrufers

1) Im öffentlichen Kommunikationsnetz muss dem anrufenden Nutzer
ausser bei Notrufen die Möglichkeit eingeräumt werden, die Anzeige für
jeden Anruf einzeln, selbständig und entgeltfrei zu unterdrücken. Dem
Teilnehmer muss diese Möglichkeit anschlussbezogen zur Verfügung
stehen.

2) Im öffentlichen Kommunikationsnetz muss dem angerufenen Teil-
nehmer die Möglichkeit eingeräumt werden, die Anzeige eingehender
Anrufe selbständig und entgeltfrei zu unterdrücken. Wird die Rufnummer
bereits vor der Herstellung der Verbindung angezeigt, muss dem angeru-
fenen Teilnehmer die Möglichkeit eingeräumt werden, eingehende Anrufe,
bei denen die Rufnummernanzeige unterdrückt wurde, selbständig und ent-
geltfrei abzuweisen.

3) Im öffentlichen Kommunikationsnetz muss dem angerufenen Teil-
nehmer die Möglichkeit eingeräumt werden, die Anzeige seiner Rufnummer
beim Anrufer selbständig und entgeltfrei zu unterdrücken.

4) Der Anbieter ist verpflichtet, in seinen Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen über die Möglichkeit der Rufnummernanzeige und die verschie-
denen Möglichkeiten der Unterdrückung der Anzeige zu informieren.

5) Soweit dies technisch möglich ist, sind die Möglichkeiten nach Abs. 1
bis 3 auch für Anrufe in Staaten, die nicht Vertragsstaaten des EWRA sind,
sowie für Anrufe aus solchen Staaten einzuräumen.

Art. 58

Automatische Anrufweiterleitung

Die Anbieter haben bei den von ihnen angebotenen Diensten, bei denen
eine Anrufweiterleitung möglich ist, die Möglichkeit vorzusehen, dass der
Teilnehmer selbständig und entgeltfrei die von dritten Teilnehmern ver-
anlasste automatische Anrufweiterleitung zur Kommunikationsendeinrich-
tung des Teilnehmers abstellen kann.
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Art. 59

Identitätsermittlung

1) Identitätsermittlung ist die vom Willen des Anrufenden unabhängige
Ermittlung der Identität eines anrufenden Anschlusses.

2) Sofern ein Teilnehmer dies zur Verfolgung böswilliger oder beläs-
tigender Anrufe verlangt, hat der Anbieter die Identitätsermittlung für
zukünftige Anrufe einzurichten. Er darf dafür ein von der Regulierungsbe-
hörde zu genehmigendes Entgelt verlangen.

3) Das Ergebnis der Identitätsermittlung ist dem Teilnehmer bekannt
zu geben, wenn er die Tatsache der böswilligen oder belästigenden Anrufe
während der Dauer ihrer Einrichtung glaubhaft macht.

VIII. Mitwirkung und AuskunftserteilungVIII. Mitwirkung und Auskunftserteilung

A. Allgemeine BestimmungenA. Allgemeine Bestimmungen

Art. 60

Grundsatz

1) Anbieter sind verpflichtet, täglich während 24 Stunden zur Mitwir-
kung und Auskunftserteilung nach Art. 51 ff. des Gesetzes zur Verfügung
zu stehen.

2) Anbieter dürfen die Mitwirkung und Auskunftserteilung nicht von
Bedingungen abhängig machen. Anbieter trifft keine Verantwortung für die
rechtliche Zulässigkeit des Mitwirkungs- oder Auskunftsbegehrens.

Art. 61

Reaktionszeiten

1) Die Reaktionszeit für die Bereitstellung der entsprechenden Daten im
Rahmen der Mitwirkung und Auskunftserteilung beträgt höchstens:
a) 1 Stunde bei Standortdaten nach Art. 51 Abs. 1 des Gesetzes;
b) 2 Stunden bei aktuellen Standort-, Verkehrs- und Inhaltsdaten nach Art.

52 Abs. 1 des Gesetzes;
c) 6 Stunden bei Teilnehmerdaten nach Art. 53 Abs. 2 des Gesetzes;
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d) 24 Stunden bei historischen Verkehrsdaten nach Art. 52 Abs. 2 des
Gesetzes.

2) Die maximale Reaktionszeit nach Abs. 1 Bst. c und d darf an Sams-
tagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sowie an Werktagen zwischen
20 Uhr und 6 Uhr um 100 % überschritten werden.

B. Mitwirkung bei einer ÜberwachungB. Mitwirkung bei einer Überwachung

1. Technische Einrichtungen1. Technische Einrichtungen

Art. 62

Bereitzuhaltende Funktionen

1) Mitwirkungspflichtige Anbieter haben in ihren Anlagen die Funk-
tionen bereitzuhalten, die im Einzelfall die Überwachung und Aufzeich-
nung der elektronischen Kommunikation gewährleisten:
a) die von dem zu überwachenden Teilnehmeranschluss ausgeht oder für

diesen bestimmt ist;
b) die zu Datenspeichern geleitet wird, die dem Teilnehmeranschluss zuge-

ordnet sind, oder die aus solchen Datenspeichern abgerufen wird.

2) Mitwirkungspflichtige Anbieter haben in ihren Anlagen die Funk-
tionen bereitzuhalten, die in der Lage sind, die Inhaltsdaten sowie die sons-
tigen mit der Überwachung der elektronischen Kommunikation in Zusam-
menhang stehenden erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen:
a) die Identifikationsmittel des zu überwachenden Teilnehmeranschlusses;
b) die von dem zu überwachenden Teilnehmeranschluss aus gewählten

Identifikationsmittel, auch wenn keine Verbindung zustande kommt;
c) die von dem zu überwachenden Teilnehmeranschluss aus gewählten

unvollständigen Identifikationsmittel, falls ein begonnener Verbin-
dungsversuch vorzeitig beendet wird;

d) die Identifikationsmittel der Teilnehmeranschlüsse, von denen aus der
zu überwachende Teilnehmeranschluss gewählt wird, auch wenn keine
Verbindung zustande kommt;

e) bei der Inanspruchnahme von Diensten, welche die elektronische Kom-
munikation um- oder weiterleiten (Rufumleitung oder Rufweiterlei-
tung), die Identifikationsmittel der Um- oder Weiterleitung, bei virtu-
ellen Anschlüssen die jeweils zugeordneten physikalischen Anschlüsse;
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f) bei zu überwachenden Teilnehmeranschlüssen, die fallweise einem
anderen Anschluss zugeordnet werden können, die Identifikationsmittel
dieses anderen Anschlusses;

g) den jeweils angeforderten oder in Anspruch genommenen Dienst oder
das Dienstemerkmal;

h) die technische Ursache für den Abbau oder das Nichtzustandekommen
der zu überwachenden Verbindung;

i) bei zu überwachenden Mobilfunkanschlüssen die Mobilfunkzellen, über
die die zu überwachende Verbindung abgewickelt wird;

k) zumindest zwei der folgenden Angaben:
1. Beginn der Verbindung oder des Verbindungsversuchs mit Datum

und Uhrzeit;
2. Ende der Verbindung oder des Verbindungsversuchs mit Datum und

Uhrzeit;
3. Dauer der Verbindung.

3) Die Regulierungsbehörde kann einen mitwirkungspflichtigen
Anbieter über begründeten Antrag von allen oder einzelnen Verpflich-
tungen nach Abs. 2 befreien, sofern deren Erfüllung für ihn aufgrund wirt-
schaftlicher und technischer Gegebenheiten unzumutbar ist.

4) Mitwirkungspflichtige Anbieter haben in ihren Anlagen die Funk-
tionen bereitzuhalten, die in der Lage sind, über aktive Mitwirkung des
Anbieters im Einzelfall die an der Schnittstelle bereitgestellten Daten ein-
deutig einer bestimmten richterlichen Anordnung zuzuordnen und, in
Fällen, in denen Inhaltsdaten und die in Abs. 2 Bst. a bis i angeführten Daten
auf voneinander getrennten Wegen von der Schnittstelle zu der Übernah-
meschnittstelle übermittelt werden, die Inhaltsdaten und die jeweils zuge-
hörigen Daten nach Abs. 2 Bst. a bis i so zu kennzeichnen, dass sie einander
zweifelsfrei zugeordnet werden können.

5) Die Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäss auch für:
a) Kommunikationsverbindungen mit mehr als einer Gegenstelle, soweit

und solange der zu überwachende Teilnehmeranschluss an einer solchen
Verbindung teilnimmt;

b) Kommunikationsverbindungen, die für den zu überwachenden Teilneh-
meranschluss bestimmt sind oder von diesem aufgebaut werden, wenn
dieser Teilnehmeranschluss fallweise einem anderen Teilnehmeran-
schluss zugeordnet ist oder die Verbindung von einem anderen Teilneh-
meranschluss angenommen wird;
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c) Fälle, in denen für den zu überwachenden Teilnehmeranschluss mehrere
Kommunikationsverbindungen gleichzeitig bestehen.

Art. 63

Technische Schnittstelle

1) Mitwirkungspflichtige Anbieter haben in ihren Anlagen die Funk-
tionen bereitzuhalten, die in der Lage sind, über aktive Mitwirkung des
Anbieters im Einzelfall die elektronische Kommunikation für die gesamte
Dauer der gerichtlich angeordneten Überwachungsmassnahme an einer
festgelegten technischen Schnittstelle bereitzustellen. Die Schnittstelle, an
der die zu überwachende elektronische Kommunikation bereitgestellt wird,
muss technisch so gestaltet sein, dass:
a) an ihr ausschliesslich die elektronische Kommunikation bereitgestellt

wird, die von dem zu überwachenden Teilnehmeranschluss herrührt
oder für diesen bestimmt ist;

b) die Qualität der an ihr bereitgestellten elektronischen Kommunikation
nicht schlechter ist als jene, die dem zu überwachenden Teilnehmer bei
der jeweiligen Verbindung geboten wird;

c) die Übermittlung der an ihr bereitgestellten elektronischen Kommunika-
tion mittels genormter, allgemein verfügbarer Übertragungswege und -
protokolle erfolgen kann; und

d) der ETSI Standard ES 201 671, Version 2.1.1. eingehalten wird.

2) Für die Übermittlung der an der Schnittstelle bereitgestellten zu über-
wachenden elektronischen Kommunikation sind grundsätzlich Festverbin-
dungen oder ISDN-Wählverbindungen oder ähnlich schnell aufbaubare
Wählverbindungen zu nutzen. Soll die Übertragung mittels Wählverbin-
dungen erfolgen, muss die Schnittstelle auch die Fähigkeit zum automati-
schen Verbindungsaufbau zu einem zu benennenden Anschluss beinhalten,
an den die Aufzeichnungseinrichtung angeschlossen ist. Wählverbindungen
sind zu Beginn jeder für den zu überwachenden Anschluss bestimmten
oder von diesem herrührenden elektronischen Kommunikation aufzubauen
und nach deren Ende wieder aufzulösen. Die erforderlichen Zugänge zum
Wählnetz sind Bestandteil der Schnittstelle. Die zu überwachende elektro-
nische Kommunikation ist ab ihrer Bereitstellung an der Schnittstelle durch
dem Stand der Technik entsprechende Massnahmen gegen die unbefugte
Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen.

3) Der mitwirkungspflichtige Anbieter hat unter Berücksichtigung der
praxisorientierten Erfordernisse, insbesondere der Anforderungen nach
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Art. 62 Abs. 2, festzulegen, von welcher der in Abs. 2 Satz 1 genannten
Möglichkeiten er in einer bestimmten Kommunikationseinrichtung
Gebrauch macht. Für den Fall, dass die zu überwachende elektronische
Kommunikation nicht an einer einzelnen Schnittstelle bereitgestellt werden
kann, müssen die Schnittstellen so gestaltet sein, dass Wählverbindungen
realisiert werden können.

4) Wenn der mitwirkungspflichtige Anbieter die ihm zur Übermittlung
anvertrauten Inhaltsdaten durch technische Massnahmen gegen die unbe-
fugte Kenntnisnahme durch Dritte schützt, muss die Schnittstelle in der
Lage sein, die ungeschützten Inhaltsdaten bereitzustellen. Falls der mitwir-
kungspflichtige Anbieter für den Teilnehmer die Inhaltsdaten verschlüsselt,
muss die Schnittstelle in der Lage sein, nach den Abs. 1 bis 3 die entschlüs-
selten Inhaltsdaten bereitzustellen.

5) Mitwirkungspflichtige Anbieter haben in ihren Anlagen die Funk-
tionen bereitzuhalten, die sicherstellen, dass Überwachungsmassnahmen so
durchgeführt werden können, dass sie weder von den an der elektronischen
Kommunikation Beteiligten noch von Dritten feststellbar sind. Insbeson-
dere dürfen die Betriebsmöglichkeiten des zu überwachenden Teilnehmer-
anschlusses durch die Überwachungsmassnahme nicht verändert werden.

Art. 64

Unterlagen

Die Regulierungsbehörde veröffentlicht die einschlägigen Unterlagen
betreffend die technischen Einrichtungen in elektronischer Form.

2. Entschädigung2. Entschädigung

Art. 65

Grundsatz

1) Art, Umfang und Geltendmachung der Entschädigung für die Mit-
wirkung eines Anbieters an der Überwachung einer elektronischen Kom-
munikation nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung richten sich
nach den Vorschriften dieses Abschnitts.

2) Eine Entschädigung kann nur für jene Leistungen begehrt werden,
die dem Anbieter vom Gericht aufgetragen und von ihm auch tatsächlich
erbracht wurden. Bestehen Zweifel über Inhalt und Umfang des gerichtli-
chen Auftrags, so ist das Gericht um dessen Ergänzung zu ersuchen.
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3) Ist die Überwachung aus Verschulden des Anbieters ergebnislos
geblieben, so gebührt keine Entschädigung. Kann die Überwachung aus
Verschulden des Anbieters nicht im Sinne des gerichtlichen Auftrags durch-
geführt werden, so ist die Höhe der Entschädigung nach richterlichem
Ermessen unter Bedachtnahme auf das den Anbieter treffende Verschulden,
die Dringlichkeit des Verfahrens und das Ausmass der Nichterfüllung ent-
sprechend zu mindern.

Art. 66

Umfang

1) Der Umfang der Entschädigung richtet sich nach den Kosten (Per-
sonal- und Sachaufwendungen), die dem Anbieter durch die Erfüllung des
gerichtlichen Auftrags notwendigerweise entstanden sind. Er ist nach den
Tarifen des Anhangs 2 zu bestimmen.

2) Die Entschädigung umfasst auch die vom Anbieter zu entrichtende
Mehrwertsteuer, die in den Tarifen des Anhangs 2 nicht enthalten und
gesondert an- und zuzusprechen ist.

Art. 67

Einrichtung der Überwachung

Die Einrichtung der Überwachung einer elektronischen Kommunika-
tion umfasst die Aufrechterhaltung, Wartung und Kontrolle der Überwa-
chungseinrichtung sowie Auskünfte über die Überwachung an die zustän-
dige Behörde für jeden zu überwachenden Teilnehmeranschluss. Werden
für einen Teilnehmeranschluss gleichzeitig oder in Ergänzung einer bereits
laufenden Überwachung mehrere Überwachungsmassnahmen angeordnet,
so ist die Entschädigung nicht für jede einzelne Einrichtung oder Auswer-
tung, sondern nur einfach nach dem höchsten für diese Leistung im Anhang
2 vorgesehenen Tarif geltend zu machen und zu bestimmen, es sei denn,
dass die Anordnung sowohl einen vergangenen als auch einen aktuellen
oder zukünftigen Überwachungszeitraum umfasst.

Art. 68

Geltendmachung und Bestimmung

1) Anbieter haben ihren Entschädigungsanspruch nach Massgabe von
Anhang 2 dieser Verordnung binnen vier Wochen nach Abschluss der
Überwachung bei sonstigem Verlust beim Landgericht schriftlich in zwei-
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facher Ausfertigung geltend zu machen. Soweit dem Anbieter vom Gericht
nicht eine vorzeitige Beendigung der Überwachung bekannt gegeben
wurde, gilt die Überwachung für die Berechnung der Frist mit Ablauf des
letzten Tages des vom gerichtlichen Beschluss umfassten Überwachungs-
zeitraums als abgeschlossen.

2) Bestehen Zweifel über den Umfang der geleisteten Mitwirkung, so
hat der Anbieter binnen 14 Tagen nach begründeter Aufforderung durch
das Landgericht die geltend gemachten Kosten in die einzelnen Kostenbe-
standteile aufzugliedern und Notwendigkeit und Umfang der Leistungen
zu begründen.

IX. Organisation und DurchführungIX. Organisation und Durchführung

Art. 69

Zuständigkeit

1) Der Vollzug dieser Verordnung obliegt vorbehaltlich Abs. 3 dem Amt
für Kommunikation als Regulierungsbehörde.

2) Der Regulierungsbehörde obliegt insbesondere:
a) die Ausstellung von Meldebestätigungen (Art. 5);
b) die Auferlegung von Sicherheitsleistungen (Art. 6);
c) die Beanstandung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Entgelt-

bestimmungen (Art. 7);
d) die Anordnung der getrennten Rechnungslegung (Art. 10);
e) die Befreiung von der Verpflichtung der Nummernportierung (Art. 12);
f) die Veröffentlichung von Richtlinien und die Auferlegung von Mass-

nahmen betreffend die Sicherheit des Netzbetriebes, die Aufrechterhal-
tung der Netzintegrität und die Interoperabilität von Diensten (Art. 13);

g) die Leitung der Standortkoordination (Art. 14);
h) die Festlegung und Prüfung der Dienstequalität (Art. 16);
i) die Aufsicht über die Erbringung des Universaldienstes (Art. 20 ff.);
k) die Sonderregulierung nach Kapitel V;
l) die Aufsicht über Zugang und Zusammenschaltung nach Kapitel VI;

m) die Vollziehung der Roamingverordnung (Art. 15a).10

3) Der Regierung obliegt:
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a) die Erteilung von Anordnungen in Katastrophenfällen (Art. 9);
b) die Festlegung des Konzepts des Universaldienstes sowie die Bezeich-

nung der Universaldienstanbieter (Art. 23 f.).

Art. 70

Verfahren

Sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, richtet sich das
Verfahren nach dem Gesetz über die allgemeine Landesverwaltungspflege.

IXa. StrafbestimmungenIXa. Strafbestimmungen1111

Art. 70a12

Verwaltungsübertretungen

Von der Regulierungsbehörde ist nach Art. 70 Abs. 1 Bst. g des Gesetzes
wegen Übertretung mit einer Busse bis zu 20 000 Franken zu bestrafen, wer:
a) als Betreiber entgegen Art. 3 der Roamingverordnung Grosskundenent-

gelte für regulierte Roaminganrufe berechnet;
b) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 1 der Roamingverordnung Roa-

mingkunden keinen Eurotarif zur Verfügung stellt oder anbietet;
c) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 1 der Roamingverordnung den

Eurotarif mit einem Vertrag oder sonstigen festen oder regelmässig wie-
derkehrenden Entgelten verbindet;

d) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 1 der Roamingverordnung die
Kombination des Eurotarifs nicht mit jedem Endkundentarif zulässt;

e) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 1 der Roamingverordnung
betroffene Roamingkunden nicht auf die Bedingungen des Tarifs oder
Angebots hinweist;

f) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 2 der Roamingverordnung End-
kundenentgelte für regulierte Roaminganrufe berechnet;

g) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 3 der Roamingverordnung Roa-
mingkunden keinen Tarif im Sinne von Art. 4 Abs. 2 der Roamingver-
ordnung anbietet;
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h) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 3 der Roamingverordnung
Roaming-Bestandskunden nicht Gelegenheit gibt, sich für einen Roa-
mingtarif zu entscheiden;

i) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 3 der Roamingverordnung
Kunden den gewünschten Tarif nicht fristgerecht freischaltet;

k) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 3 der Roamingverordnung
betroffenen Roamingkunden nicht automatisch einen Eurotarif nach
Art. 4 Abs. 2 der Roamingverordnung gewährt;

l) als Heimatanbieter entgegen Art. 4 Abs. 4 der Roamingverordnung Roa-
mingkunden keinen entsprechenden Tarifwechsel ermöglicht;

m) als Heimatanbieter entgegen Art. 6 Abs. 1 der Roamingverordnung
Kunden nicht in angemessenem Umfang personalisierte Preisinforma-
tionen über die Roamingentgelte bereitstellt;

n) als Heimatanbieter entgegen Art. 6 Abs. 2 der Roamingverordnung
Kunden keine entgeltfreie Telefonnummer für ausführlichere persona-
lisierte Preisinformationen angibt oder keine ausführlicheren personali-
sierten Preisinformationen bereitstellt;

o) als Heimatanbieter entgegen Art. 6 Abs. 3 der Roamingverordnung
Kunden und Roamingkunden nicht informiert.

X. Übergangs- und SchlussbestimmungenX. Übergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 71

Anhängige Verfahren

Auf Verfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung
anhängig sind, findet das neue Recht Anwendung.

Art. 72

Bestehende Konzessionen

Die Regulierungsbehörde hat bestehende Konzessionen erforderlichen-
falls an die Bestimmungen dieser Verordnung anzupassen.
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Art. 73

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:
a) Verordnung vom 2. Juni 1998 über Einzelkonzessionen für die Erbrin-

gung von Telekommunikationsdiensten (EKDV), LGBl. 1998 Nr. 106;
b) Verordnung vom 13. Juli 1999 betreffend die Abänderung der Verord-

nung über Einzelkonzessionen für die Erbringung von Telekommuni-
kationsdiensten (EKDV), LGBl. 1999 Nr. 154;

c) Verordnung vom 13. April 2004 betreffend die Abänderung der Verord-
nung über Einzelkonzessionen für die Erbringung von Telekommuni-
kationsdiensten (EKDV), LGBl. 2004 Nr. 100;

d) Verordnung vom 23. Dezember 2004 betreffend die Abänderung der
Verordnung über Einzelkonzessionen für die Erbringung von Telekom-
munikationsdiensten (EKDV), LGBl. 2004 Nr. 315;

e) Verordnung vom 8. März 2005 betreffend die Abänderung der Verord-
nung über Einzelkonzessionen für die Erbringung von Telekommuni-
kationsdiensten (EKDV), LGBl. 2005 Nr. 53;

f) Kundmachung vom 10. November 1998 über die Berichtigung des Lan-
desgesetzblattes 1998 Nr. 106, LGBl. 1998 Nr. 191;

g) Verordnung vom 3. Juli 2001 über den Datenschutz im Bereich der Tele-
kommunikation (TelDSV), LGBl. 2001 Nr. 129;

h) Verordnung vom 13. Januar 2004 über die für die Allgemeinheit
bestimmte Konzessionsordnung nach dem Telekommunikationsgesetz
sowie dem Gesetz über Radio- und Fernsehen (AllKV), LGBl. 2004 Nr.
45;

i) Verordnung vom 13. April 2004 betreffend die Abänderung der Ver-
ordnung über die für die Allgemeinheit bestimmte Konzessionsordnung
nach dem Telekommunikationsgesetz sowie dem Gesetz über Radio-
und Fernsehen (AllKV), LGBl. 2004 Nr. 103.
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Art. 74

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage der Kundmachung in Kraft.

Fürstliche Regierung:
gez. Otmar Hasler
Fürstlicher Regierungschef
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Anhang 1Anhang 11313

(Art. 20 Abs. 1)

Qualität des UniversaldienstesQualität des Universaldienstes

I. StandardsI. Standards

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Erbrin-
gung des Universaldienstes insbesondere folgende Standards:
a) ETSI EG 201 769, Version 1.1.2;
b) ETSI EG 202 057-1, Version 1.2.1;
c) ETSI EG 202 057-2, Version 1.2.1;
d) ETSI EG 202 057-4, Version 1.1.1;
e) ITU-T Empfehlung G.107;
f) ITU-T Empfehlung G.108.

II. Zielwerte und statistische AuswertungII. Zielwerte und statistische Auswertung
1. Die Angaben betreffend Zielwerte gelten grundsätzlich von Netzab-

schlusspunkt (NTP) zu Netzabschlusspunkt innerhalb des vom Univer-
saldienstanbieter betriebenen öffentlichen Telefonnetzes bzw. bis zum
Interkonnektionspunkt (POI), wenn die Verbindung in einem anderen
Netz endet.

2. Im Falle des Internetzugangs gelten die Parameter für die Qualität der
Übertragung vom Netzabschlusspunkt bis zum Access- bzw. Test-
Server am Netz des Internetdienstanbieters.

3. Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, hat der Uni-
versaldienstanbieter im ersten Jahr nach der Bezeichnung eine statis-
tische Auswertung mittels externer Messgeräte durchzuführen. In den
folgenden Jahren kann die Regulierungsbehörde die statistische Aus-
wertung mittels externer Messgeräte verlangen, wenn durch Änderung
der tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse die Gültigkeit der bis-
herigen Messresultate in Frage gestellt ist oder wenn aufgrund anderer
Umstände davon ausgegangen werden muss, dass sich die Qualität der
im Rahmen des Universaldienstes erbrachten Dienste wesentlich ver-
schlechtert hat.

VKND 784.101.3

Fassung: 23.01.2009 49



III. Frist zur Bereitstellung eines AnschlussesIII. Frist zur Bereitstellung eines Anschlusses
1. Anschlüsse, die eine Änderung der physischen Ressourcen der Kommu-

nikationsinfrastruktur des Universaldienstanbieters erfordern, müssen
vorbehaltlich der notwendigen Zugangsrechte und der Baubewilligung
bereitgestellt sein:
a) 95 % innert 90 Tagen nach Auftragseingang oder zu dem mit dem

Kunden vereinbarten Termin;
b) 99 % innert 180 Tagen nach Auftragseingang.

2. Anschlüsse, die keine Änderung der physischen Ressourcen der Kommu-
nikationsinfrastruktur erfordern, müssen eingeschaltet sein:
a) 95 % innert 4 Kalendertagen nach Auftragseingang oder zu dem mit

dem Kunden vereinbarten Termin;
b) 99 % innert 7 Kalendertagen nach Auftragseingang.

IV. StörungshäufigkeitIV. Störungshäufigkeit
1. Der Anteil Störungsmeldungen pro 100 Anschlüsse darf höchstens 20 pro

Jahr betragen.
2. Der Universaldienstanbieter ist verpflichtet, für voraussehbare Ereig-

nisse, insbesondere Software-Wechsel, Datumswechsel, Änderungen des
Nummerierungsplans, die ihm zumutbaren Massnahmen zur Sicherstel-
lung der Verfügbarkeit des Universaldienstes zu ergreifen.

V. Durchführungsdauer der StörungsbehebungV. Durchführungsdauer der Störungsbehebung
1. 80 % der Störungen müssen innerhalb von 96 Stunden behoben werden.
2. 95 % der Störungen müssen innerhalb von 168 Stunden behoben werden.

VI. AbrechnungsgenauigkeitVI. Abrechnungsgenauigkeit
1. Der Anteil der beanstandeten Rechnungen darf maximal 2 % betragen.
2. Werden gegenüber dem Endnutzer die anfallenden Kosten in einer Rech-

nung verrechnet, so können die Messdaten für die im Rahmen des Uni-
versaldienstes erbrachten Dienste in einer Kennzahl ausgewiesen
werden.

VII. SprachübertragungsqualitätVII. Sprachübertragungsqualität
1. Die Sprachübertragungsqualität beim öffentlich zugänglichen Telefon-

dienst entspricht der vom Nutzer empfundenen Übertragungsqualität
der Sprache, die er vom gewählten Dienst aufgrund seiner besonderen
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Bedürfnisse erwartet. Die Bewertungsskala (MOS) reicht von 1 bis 5;
sie wird klassifiziert in schlecht, schwach, befriedigend, gut und ausge-
zeichnet.

2. Der MOS muss bei 95 % der Verbindungen mindestens 3,6 betragen.
3. Die Ermittlung des Planwertes ist nach dem E-Model nach ITU-T Emp-

fehlung G.107 und Empfehlung G.108 durchzuführen.

VIII. Verfügbarkeit des öffentlich zugänglichen TelefondienstesVIII. Verfügbarkeit des öffentlich zugänglichen Telefondienstes
1. Der öffentlich zugängliche Telefondienst gilt als verfügbar, wenn die

Häufigkeit der erfolglosen nationalen Verbindungsaufbauten innerhalb
eines Berechnungsintervalls von maximal 60 Minuten 13 % nicht über-
steigt.

2. Der Zielwert für die Verfügbarkeit des öffentlich zugänglichen Telefon-
dienstes beträgt 99,7 %.

3. Die in die Berechnungen einbezogenen Ereignisse sind wie folgt aufzu-
listen:
a) Datum und Uhrzeit bei Beginn des Ausfalls bzw. der Störung;
b) kurze Beschreibung des Ereignisses.

4. Die Messung erfolgt durch die Berechnung des Anteils der Zeit, während
der der Dienst verfügbar ist.

5. Berechnungsintervalle mit mehr als 13 % erfolglosen Verbindungsauf-
bauversuchen, aber einer insgesamt geringen Anzahl von Verbindungs-
aufbauten oder Verbindungsaufbauversuchen, etwa während der Nacht,
können ausser Betracht gelassen werden, wenn während des Intervalls
im öffentlichen Telefonnetz des Universaldienstanbieters keine wesent-
lichen Störungen oder Ausfälle aufgetreten sind.

6. Werden Sprach- und Datenübertragung über dieselbe Schnittstelle
erbracht, so können die Daten für die Messungen nach Ziff. VIII und
XII gemeinsam erfasst werden.

IX. VerbindungsaufbauzeitIX. Verbindungsaufbauzeit
1. Die durchschnittliche Verbindungsaufbauzeit darf beim öffentlich

zugänglichen Telefondienst maximal 3 Sekunden betragen.
2. 95 % der Verbindungen müssen innert 4 Sekunden aufgebaut werden.

X. Erfolglose VerbindungsaufbautenX. Erfolglose Verbindungsaufbauten
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Die Häufigkeit des erfolglosen Verbindungsaufbaus infolge Netzüberlas-
tung oder Netzfehler darf beim öffentlich zugänglichen Telefondienst
maximal 3 % der Verbindungsaufbauversuche betreffen.

XI. Telefax- und Datenübertragungsdienste über den SprachkanalXI. Telefax- und Datenübertragungsdienste über den Sprachkanal
1. Bei Telefaxverbindungen über den Sprachkanal müssen 80 % der Telefa-

xübertragungen erfolgreich sein.
2. Bei Schmalbanddatenverbindungen über den Sprachkanal muss die

Datenrate bei 80 % der Verbindungen betragen für:
a) "upstream" durchschnittlich mindestens 19,6 kbit/s;
b) "downstream" durchschnittlich mindestens 25 kbit/s.

3. Auf Verlangen der Regulierungsbehörde ist zu Ziff. 2 eine statistische
Auswertung aufgrund von Testverbindungen nach ETSI EG 202 057-2,
Kapitel 5.5.2 und 5.5.3, vorzulegen.

XII.XII. VerfügbarkeitVerfügbarkeit derder Telefax-Telefax- undund DatenübertragungsdiensteDatenübertragungsdienste überüber denden
SprachkanalSprachkanal

1. Ein Telefax- und Datenübertragungsdienst über den Sprachkanal gilt
als verfügbar, wenn die Häufigkeit der erfolglosen nationalen Verbin-
dungsaufbauten innerhalb eines Berechnungsintervalls von maximal 60
Minuten 13 % nicht übersteigt.

2. Die in die Berechnungen einbezogenen Ereignisse sind wie folgt aufzu-
listen:
a) Datum und Uhrzeit bei Beginn des Ausfalls bzw. der Störung;
b) kurze Beschreibung des Ereignisses.

3. Die Messung erfolgt durch die Berechnung des Anteils der Zeit, während
der die Telefax- und Datenübertragungsdienste verfügbar sind.

4. Berechnungsintervalle mit mehr als 13 % erfolglosen Verbindungsauf-
bauversuchen, aber einer insgesamt geringen Anzahl von Verbindungs-
aufbauten oder Verbindungsaufbauversuchen, etwa während der Nacht,
können ausser Betracht gelassen werden, wenn während des Intervalls
im öffentlichen Telefonnetz des Universaldienstanbieters keine wesent-
lichen Störungen oder Ausfälle aufgetreten sind.

5. Werden Sprach- und Datenübertragung über dieselbe Schnittstelle
erbracht, so können die Daten für die Messungen nach Ziff. VIII und
XII gemeinsam erfasst werden.

XIII. Datenrate bei Datendiensten über eine DatenschnittstelleXIII. Datenrate bei Datendiensten über eine Datenschnittstelle
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1. Die Datenrate ist die Nutzlastübertragungsrate für die Übertragung von
Testdateien zwischen den Rechnern des Nutzers und einer Webseite
nach ETSI EG 202 057-4, Kapitel 5.2. Die Datenrate wird während der
Hauptverkehrsstunde gemessen. Die Datenraten für "upstream" und für
"downstream" werden getrennt gemessen.

2. Bei Breitbandinternetzugang müssen die Nenndatenraten für "down-
stream" 600 kbit/s und für "upstream" 100 kbit/s betragen.

3. Für "upstream" und für "downstream" muss die Datenrate bei 95 %
der Verbindungen durchschnittlich mindestens 80 % der Nenndatenrate
betragen.

4. Auf Verlangen der Regulierungsbehörde muss die statistische Auswer-
tung aufgrund von Testverbindungen nach ETSI EG 202 057-4, Kapitel
5.2.3, erfolgen.

5. Der Universaldienstanbieter liefert im Rahmen der Berichterstattung
nach Art. 20 Abs. 2 die Einzelheiten der Testdateien, die für die Mes-
sungen nach ETSI EG 202 057-4, Kapitel 5.2, benutzt werden. Die
Regulierungsbehörde kann nach Bedarf die Testdateien für die Mes-
sungen vorgeben.

XIV. Verfügbarkeit der Datendienste über eine DatenschnittstelleXIV. Verfügbarkeit der Datendienste über eine Datenschnittstelle
1. Die Verfügbarkeit der Datendienste über eine Datenschnittstelle wird

gleich wie die "Successful Login Ratio" im Sinne von ETSI EG 202
057-4, Kapitel 5.4.1, gesetzt.

2. Der Zielwert für die Verfügbarkeit der Datendienste über eine Daten-
schnittstelle beträgt 98,9 %.

3. Die statistische Auswertung ist stets mittels externer Messgeräte durch-
zuführen.

XV. Reaktionszeit bei vermittelten DienstenXV. Reaktionszeit bei vermittelten Diensten
1. Die durchschnittliche Zeit bis zur Beantwortung darf maximal 30

Sekunden betragen.
2. 80 % der Anrufe müssen innert 20 Sekunden beantwortet werden.
3. In diese Messungen sind nur vermittelte Dienste für behinderte Personen

einzubeziehen.
4. In Abweichung zu ETSI EG 202 057-1, Kapitel 5.6.1, kann die Zeit ab

Eintreffen des Anrufs beim Diensteanbieter für die Behindertenvermitt-
lung gemessen werden. In diesem Fall muss aber zu den gemessenen
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Zeiten die durchschnittliche Verbindungsaufbauzeit (Messresultat nach
Ziff. IX) hinzugerechnet werden.

XVI. Anteil betriebsbereiter öffentlicher Münz- oder KartentelefoneXVI. Anteil betriebsbereiter öffentlicher Münz- oder Kartentelefone

Der Anteil betriebsbereiter öffentlicher Münz- oder Kartentelefone muss
95 % betragen. Die Werte sind der automatischen Auswertung im Netzbe-
triebszentrum des Universaldienstanbieters zu entnehmen.

XVII. Mindestausstattung öffentlicher Münz- oder KartentelefoneXVII. Mindestausstattung öffentlicher Münz- oder Kartentelefone
1. Durch öffentliche Münz- oder Kartentelefone sind folgende Mindest-

funktionalitäten bereitzustellen:
a) kostenloser und ungehinderter Zugang zu sämtlichen Notrufdiensten

und Identifikation des Standortes des Anrufenden;
b) kostenloser Zugang zu Auskunfts- und Hilfsdiensten oder Zugang zu

den Teilnehmerverzeichnissen der öffentlich zugänglichen Telefon-
dienste;

c) Information über das noch verfügbare Guthaben bei kostenpflichtigen
Anrufen;

d) ungehinderter Zugang zu sämtlichen Rufnummernbereichen, soweit
dies technisch möglich ist;

e) Unterstützung der Tonfrequenzwahl.
2. Öffentliche Münz- oder Kartentelefone sind mit folgenden Mindestinfor-

mationen auszustatten:
a) angemessene und aktuelle Informationen für Verbraucher über gel-

tende Geschäftsbedingungen, Entgelte sowie die durch Verordnung
festgelegten Notrufnummern;

b) Angabe der Firma des Anbieters der öffentlichen Münz- oder Karten-
telefone;

c) Verweis auf das nächstgelegene öffentliche Münz- oder Kartentelefon;
d) Hinweis auf die im Falle von Beschädigungen oder Störungen zu

benachrichtigende Stelle.
3. Öffentliche Münz- oder Kartentelefone sind entsprechend den Bestim-

mungen des Behindertengleichstellungsgesetzes barrierefrei zu gestalten.

XVIII. Flächendeckende VersorgungXVIII. Flächendeckende Versorgung
1. Der Universaldienstanbieter hat, bezogen auf den betreffenden Standort,

zumindest den Grad an flächendeckender Versorgung durch öffentliche
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Münz- oder Kartentelefone aufrechtzuerhalten, der zum 31. Dezember
2006 bestanden hat.

2. Die Regulierungsbehörde kann auf Antrag des Universaldienstanbieters
die Entfernung eines öffentlichen Münz- oder Kartentelefons geneh-
migen, sofern am betreffenden Standort kein öffentliches Interesse an
der Aufrechterhaltung mehr besteht.

XIX. AnzeigepflichtenXIX. Anzeigepflichten
1. Der Universaldienstanbieter hat binnen drei Monaten nach der Bezeich-

nung der Regulierungsbehörde einen schriftlichen Bericht über den zum
Zeitpunkt der Bezeichnung erreichten Stand der Erbringung des Uni-
versaldienstes zu übermitteln.

2. Wesentliche Änderungen in der Art der Erbringung des Universal-
dienstes sind der Regulierungsbehörde sechs Monate vor der beabsich-
tigten Durchführung anzuzeigen und bedürfen ihrer Zustimmung.

3. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Versorgung mit den nach Art.
12 des Gesetzes festgelegten Universaldienstleistungen nicht gefährdet
ist.
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Anhang 2Anhang 2
(Art. 66 bis 68)

Entschädigung für die Mitwirkung bei einerEntschädigung für die Mitwirkung bei einer

ÜberwachungÜberwachung

I. StandortdatenI. Standortdaten

Die Entschädigung für die Übermittlung von Standortdaten im Rahmen der
Überwachung einer elektronischen Kommunikation beträgt:
a) für eine Mobilfunkzellenauswertung:

1. Ermittlung der Mobilfunkzelle: 100 Franken;
2. Einrichtung pro Mobilfunkzelle: 250 Franken;
3. Auswertung pro Verkehrsdatensatz: 3 Franken;

b) für eine Ermittlung von Standortdaten bei zustande gekommenen Ver-
bindungen:
1. Einrichtung: 250 Franken;
2. Auswertung pro überwachten Tag: 5 Franken;

c) für eine Ermittlung von Standortdaten unabhängig von einer Verbindung:
1. Einrichtung pro Rufnummer: 250 Franken;
2. Auswertung pro Abfrage ohne Plandarstellung/Landkarte: 20

Franken;
3. Auswertung pro Abfrage mit Plandarstellung/Landkarte: 50 Franken.

II. VerkehrsdatenII. Verkehrsdaten

Die Entschädigung für die Ermittlung von Verkehrsdaten auf Basis der Ruf-
nummer, IMEI-Nummer oder IMSI-Nummer beträgt:
a) für die Ermittlung von Verkehrsdaten:

1. Einrichtung: 250 Franken;
2. Auswertung pro überwachten Tag: 5 Franken;
3. Zusätzliche Ermittlung einer verwendeten IMEI-Nummer (im Mobil-

funknetz): 100 Franken;
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b) für die Ermittlung von Rufnummern auf Basis von IMEI- oder IMSI-
Nummern:
1. Datenabfrage: 100 Franken;
2. Laufende Ermittlung von Rufnummern auf Basis von IMEI- oder

IMSI-Nummern pro überwachten Tag: 5 Franken.

III. InhaltsdatenIII. Inhaltsdaten

Die Entschädigung für die Überwachung des Inhalts einer elektronischen
Kommunikation beträgt:
a) für die Einrichtung und Herstellung der Überwachungsverbindung: 250

Franken;
b) für das Aufrechterhalten der Verbindung, die Kontrolle und Auswertung

der Daten pro überwachten Tag: 20 Franken.

IV. Entschädigung nach AufwandIV. Entschädigung nach Aufwand
1. Leistungen, für die in Ziff. I bis III keine Pauschalentschädigung festge-

legt ist, werden nach Aufwand mit 60 Franken pro Arbeitsstunde ent-
schädigt.

2. Für Leistungen an Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen
sowie an Werktagen zwischen 20 Uhr und 6 Uhr gebührt dem Anbieter
ein Zuschlag von 100 % auf die in Ziff. 1 festgelegte Entschädigung, es
sei denn, dass die Leistungen ohne Nachteil für die Überwachung auch
zu einem anderen Zeitpunkt hätten erbracht werden können.
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1 LR 784.10

2 Art. 1 Abs. 3 eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 227.

3 Art. 7 Abs. 7 abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 227.

4 Art. 14 aufgehoben durch LGBl. 2009 Nr. 20.

5 Art. 15 Abs. 1 Bst. b abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 227.

6 Art. 15a eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 227.

7 Art. 18 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 227.

8 Art. 18 Einleitungssatz abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 227.

9 Art. 20 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 227.

10 Art. 69 Abs. 2 Bst. m eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 227.

11 Überschrift vor Art. 70a eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 227.

12 Art. 70a eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 227.

13 Anhang 1 abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 227.
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